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Drucksache 7/4976 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bericht der Abgeordneten Engholm, Dr. Gölter, Schedl, Frau Schuchardt 
und Wüster 


I. Allgemeines 

1. Gegenstände der Beratungen 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 181. Sitzung 
vom 19. Juni 1975 den Entwurf des Berufsbildungs- 
gesetzes (BBiG) der Bundesregierung — Drucksachen 
7/3714, 7/3732 — federführend dem Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft, mitberatend dem Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung, dem Ausschuß 
für Wirtschaft und dem Haushaltsausschuß (letzte- 
rem auch gemäß § 96 der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages) überwiesen. 

Den Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU zur 
Änderung des Berufsbildungsgesetzes — Druck- 
sache 7/4574 — hat der Deutsche Bundestag in sei- 
ner 216. Sitzung vom 23. Januar 1976 dem Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft federführend, den 
Ausschüssen für Arbeit und Sozialordnung, Wirt- 
schaft und Haushalt mitberatend sowie gemäß § 96 
der Geschäftsordnung überwiesen. 

Den Gesetzentwurf des Bundesrates, Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes 
— Drucksache 7/4823 — hat der Deutsche Bundes- 
tag in seiner 227. Sitzung vom 11. März 1976 dem 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft federfüh- 
rend und den Ausschüssen für Arbeit und Sozialord- 
nung, Wirtschaft und Haushalt mitberatend (letzte- 
rem auch gemäß § 96 der Geschäftsordnung) über- 
wiesen. 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. Reform 
des Berufsbildungsgesetzes — Drucksache 7/1908 — 
wurde vom Deutschen Bundestag in der 106. Sit- 
zung am 11. Mai 1974 beraten und dem Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft federführend und den 
Ausschüssen für Arbeit und Sozialordnung, Wirt- 
schaft sowie Jugend, Familie und Gesundheit mit- 
beratend überwiesen. 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. weitere 
Reform der beruflichen Bildung — Drucksache 
7/3746 — wurde vom Deutschen Bundestag in sei- 
ner 181. Sitzung vom 19. Juni 1975 an den Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft federführend, 
an die Ausschüsse für Arbeit und Sozialordnung, 
Wirtschaft und Haushalt mitberatend überwiesen. 

Die Unterrichtung durch die Bundesregierung zum 
Abschlußbericht über die Kosten und Finanzierung 
der beruflichen Bildung — Drucksache 7/1811 — 
wurde vom Deutschen Bundestag in seiner 96. Sit- 
zung vom 26. April 1974 nach § 76 Abs. 2 der Ge- 
schäftsordnung an den Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft federführend, an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung sowie an den Haushalts- 
ausschuß mitberatend überwiesen. 


2. Gang der Beratungen 

2.1 InioimaüonsT eisen 

Zur Vorbereitung der Ausschußberatungen führ- 
ten Mitglieder des Ausschusses Informationsreisen 
nach Frankreich/Schweden vom 5. Oktober bis 
11. Oktober 1975 und in die Vereinigten Staaten 
vom 4. Oktober bis 11. Oktober 1975 durch. Die Rei- 
sen dienten dem Zweck, das Berufsbildungssystem 
in vergleichbaren Ländern kennenzulernen, um er- 
gänzende Informationen für die parlamentarischen 
Beratungen des Regierungsentwurfs zu gewinnen. 

2.2 öffentliche Anhörung von Sachverständigen 

Der Ausschuß hat in öffentlichen Sitzungen am 19., 
22. und 24. September 1975 Sachverständige der 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite, der Ausbilder- 
verbände, der Lehrerverbände, der Weiterbildungs- 
träger, des Bundesjugendringes, der mit der Rehabi- 
litation Behinderter befaßten Verbände sowie fünf 
wissenschaftliche Sachverständige gehört. In der 
Anhörung wurden die Themenbereiche 

— Zielvorstellungen und Strukturen der beruflichen 
Erstausbildung, 

— Organisation der beruflichen Erstausbildung ein- 
schließlich der Probleme der Abstimmung, 

— berufliche Weiterbildung, 

— Berufsausbildung im öffentlichen Dienst, 

— Finanzierung der beruflichen Bildung, 

— Sondervorschrift für Behinderte 
behandelt. 

Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf das Steno- 
graphische Protokoll Nr. 57 bis 59 des Ausschusses 
für Bildung und Wissenschaft verwiesen. 

Die Anhörung hat nach Auffassung der Mehrheit 
des Ausschusses erneut bestätigt, daß es schwer- 
wiegende Mängel des Berufsbildungssytems gibt, 
die zu erheblichen wirtschaftlichen, gesellschaft- 
lichen und bildungspolitischen Konsequenzen führ- 
ten, wenn die Neufassung des Berufsbildungsgeset- 
zes in dieser Legislaturperiode nicht verwirklicht 
würde. Die Auffassungen der beteiligten Sachver- 
ständigen über die geeigneten und erforderlichen 
gesetzgeberischen Maßnahmen zur Überwindung 
dieser Mängel gingen auch wegen der von ihnen 
vertretenen gegensätzlichen Interessen auseinander. 

Nach Auffassung der CDU/CSU bezog die überwie- 
gende Mehrheit der Sachverständigen zum Gesetz 
im ganzen wie zu den einzelnen Problembereichen 
eine kritische bis ablehnende Position. Eine vorbe- 
haltslose Zustimmung zu den Grundsätzen und an- 
geführten Lösungsmodellen wurde von keiner Seite, 
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weder in den vom Ausschuß von den Verbänden 
erbetenen schriftlichen Stellungnahmen noch in der 
mündlichen Anhörung zum Ausdruck gebracht. 

2.3 Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der mitberatende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat in seiner 96. Sitzung vom 11. Fe- 
bruar 1976 wie folgt Stellung genommen: 

Mit Mehrheit hat der Ausschuß beschlossen, auf 
der Grundlage des Regierungsentwurfs — Druck- 
sache 7/3714 — die Beratungen und die Beschluß- 
fassung durchzuführen. 

Einvernehmlich hat der Ausschuß die Beratung und 
Beschlußfassung auf folgende Gegenstände be- 

schränkt: 

1. Zweites Kapitel: Berufsausbildung 

Achter Abschnitt: Rechtsbeziehungen der Betei- 
ligten in der Berufsausbil- 
dung 

§§ 32 bis 46 

Mit Mehrheit empfiehlt der Ausschuß die Annahme 
dieser Vorschriften. Er empfiehlt, in § 34 die unter- 
schiedlichen Probezeiten zu vereinheitlichen. Weiter- 
hin regt er an, in § 44 eine bessere Absicherung der 
Weiterbeschäftigungsmöglichkeiten der Ausgebilde- 
ten in Anlehnung an § 78 a Betriebsverfassungsge- 
setz anzustreben. 

2. Fünftes Kapitel: Sondervorschriften für ein- 

zelne Bereiche 

Erster Abschnitt: Besondere Vorschriften für 

die berufliche Bildung Be- 
hinderter 
§§58 bis 65 

Mit Mehrheit empfiehlt der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung, diese Vorschriften einschließ- 
lich der beigefügten Änderungen zu §§ 58, 60, 63 
und 64 anzunehmen. 

3. Zweiter Abschnitt: Besondere Vorschriften für 

die berufliche Bildung in der 

Seeschiffahrt 

§70 

Mit Mehrheit empfiehlt der Ausschuß die Annahme. 

4. Vierter Abschnitt: Berufliche Bildung im Straf- 

vollzug 

§73 

Mit Mehrheit empfiehlt der Ausschuß die Annahme. 

5. Achtes Kapitel: Berufsbildungsverwaltung 

Mit Mehrheit empfiehlt der Ausschuß die Annahme 
einschließlich des mit Mehrheit beschlossenen § 95 a, 
dessen Fassung beigefügt ist. 

6. Mit Mehrheit empfiehlt der Ausschuß, den Ge- 
setzentwurf der Fraktion der CDU/CSU zur Ände- 
rung des Berufsbildungsgesetzes — Drucksache 


7/4574 — durch die Beschlußfassung zu dem Regie- 
rungsentwurf für erledigt zu betrachten. 

Für erledigt wird auch der Bericht der Sachverstän- 
digenkommission über Kosten und Finanzierung der 
außerschulischen beruflichen Bildung (Abschlußbe- 
richt) — Drucksache 7/181 1 — betrachtet. 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft hat in 
seiner Sitzung am 10. März 1976 folgende Stellung- 
nahme abgegeben: 

Der Wirtschaftsausschuß hat mit Mehrheit dem Ge- 
setzentwurf in der von der Bundesregierung vorge- 
legten Fassung zugestimmt. Die Mehrheit empfiehlt, 
bei der Finanzierung der Berufsbildung eine ange- 
messene Lösung dafür zu finden, daß besondere ta- 
rifvertragliche Finanzierungsanstrengungen wie in 
der Bauwirtschaft zur Verstärkung der Berufsaus- 
bildung berücksichtigt werden. Tarifvertraglichen 
Regelungen für eine überbetriebliche Finanzierung 
der Berufsausbildung sollte dadurch Rechnung ge- 
tragen werden, daß 

a) die Betriebe durch ihre tarifvertragliche Abgabe- 
verpflichtung und die Berufsausbildungsabgabe 
nach § 87 des Gesetzentwurfs nicht doppelt bela- 
stet werden; 

b) gleichgerichtete Maßnahmen der tarifvertragli- 
chen Berufsausbildungsfinanzierung bei den 
Förderungsmaßnahmen nach § 86 des Gesetzent- 
wurfs berücksichtigt werden. 

Die Minderheit stellt fest, daß sie es für zweckmä- 
ßiger gehalten hätte, das geltende Recht entspre- 
chend ihren Vorschlägen zu verbessern. Sie hält 
die Vorschläge der Regierung dagegen für ungeeig- 
net, die Berufsausbildung nachhaltig zu verbes- 
sern. 

Die Anträge der Fraktion der CDU/CSU — Druck- 
sachen 7/1908, 7/3746 — wurden vom Wirtschafts- 
ausschuß mit Mehrheit für erledigt erklärt. 

Der Innenausschuß nahm in seiner Sitzung vom 
11. Februar 1976 gutachtlich Stellung und schlug 
dem Bundestag folgende Entschließung vor: 

Entschließung des Deutschen Bundestages zur Be- 
rufsbildung im öffentlichen Dienst 

Die Ausbildung der in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis stehenden Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes konnte aus rechtlichen und rechts- 
systematischen Gründen nicht in das Berufsbil- 
dungsgesetz einbezogen werden. 

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß 
Ziele der beruflichen Bildung auch bei der Ausbil- 
dung in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhält- 
nis zu verwirklichen sind. 

Er sieht insbesondere 

— in der Qualifikation des Ausbildungspersonals, 

— in den Anforderungen an die Eignung von Aus- 
bildungsstätten, 

— in der Gliederung der Berufsausbildung, 

— in der Durchführung der Ausbildung und Prü- 
fungen, 

— in der Förderung der beruflichen Mobilität 
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ein geeignetes Mittel, durch eine entsprechend ge- 
staltete Ausbildung die berufliche Entwicklungs- 
möglichkeit der Auszubildenden zu verbessern und 
die Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes zu 
steigern. 

Die Bundesregierung wird deshalb ersucht, die Be- 
rufsausbildung im öffentlichen Dienst nach diesen 
Grundsätzen neu zu ordnen und durch Rahmenvor- 
schriften die Länder zu gleichem Handeln zu veran- 
lassen. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat sich in 
seiner Sitzung vom 31. März 1976 dem Votum des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft ange- 
schlossen. 

Den Bericht nach § 96 GO BT wird der Haushalts- 
ausschuß dem Bundestag unmittelbar vorlegen. 


2.4 Abschluß der Beratungen 

Der Ausschuß hat im Anschluß an die Anhörung 
den Regierungsentwurf im ersten Durchgang von 
Oktober bis Dezember 197v5 in acht Sitzungen bera- 
ten. Der Ausschuß hat in weiteren neun Sitzungen, 
die sich auch auf die Gesetzentwürfe der CDU/CSU 
und des Bundesrates erstreckten, die aus der Zu- 
sammenstellung ersichtliche Fassung erarbeitet. 
Dabei wurden die Empfehlungen der beteiligten 
Ausschüsse einbezogen. 

Am 21. Februar 1976 beantragte die CDU/CSU, das 
geltende Berufsbildungsgesetz zur Grundlage der 
weiteren Beratungen zu machen und sowohl den 
Regierungsentwurf wie den Entwurf der CDU/CSU 
als Abänderungsanträge zum geltenden Recht zu 
behandeln. 

Die Ausschußmehrheit lehnte diesen Antrag ab und 
beschloß, die Diskussion auf der Grundlage des Re- 
gierungsentwurfs fortzuführen, den Entwurf der 
CDU/CSU dem Regierungsentwurf gegenüberzustel- 
len und in die Beratungen einzubeziehen. Darauf 
haben die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion er- 
klärt, daß sie wegen der grundsätzlich anders ange- 
legten Konzeption ihres Entwurfs Abänderungsan- 
träge zum Regierungsentwurf nicht stellen könn- 
ten. 

Die Einzelabstimmungen erfolgten weitgehend mit 
der Mehrheit der Fraktionen der SPD und FDP, die 
CDU/CSU stimmte dagegen oder enthielt sich der 
Stimme. 

Bei der Abstimmung über das Gesetz im ganzen ha- 
ben die Mitglieder der Fraktionen der SPD und der 
FDP dem Entwurf in der Fassung der Zusammen- 
stellung zugestimmt, die Mitglieder der Fraktion 
der CDU/CSU haben dagegen gestimmt. Der Ge- 
setzentwurf der Fraktion der CDU/CSU — Drucksa- 
che 7/4574 — und die Anträge der Fraktion der 
CDU/CSU — Drucksachen 7/4571, 7/3746, 7/1908 — 
sowie der Gesetzentwurf des Bundesrates — Druck- 
sache 7/4823 — wurden für erledigt erklärt. 


II. Grundzüge 

1. Grundzüge des Gesetzentwurfs 

Die Mehrheit des Ausschusses ist der Auffassung, 
daß der Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein 
neues Berufsbildungsgesetz in der Fassung der 
Ausschußbeschlüsse dringend erforderlich ist, um 
die sich abzeichnenden Strukturprobleme lösen zu 
können. 

Auch in der beruflichen Bildung ist eine übergrei- 
fende Zielorientierung bildungspolitischen Han- 
delns notwendig, damit eine harmonische Entwick- 
lung des Bildungswesens und des sozialen Umfel- 
des gewährleistet wird. 

Die Mehrheit des Ausschusses ist davon überzeugt, 
daß der Entwicklung der Volkswirtschaft und der 
gesellschaftlichen Ordnung schwerer Schaden zu- 
gefügt würde, wenn keine Reform der Berufsbil- 
dung zustande käme. 

Sie hat sich bei der Beratung vor allem von zwei 
Hauptgesichtspunkten leiten lassen: 

— Das Angebot an qualifizierten betrieblichen 
Ausbildungsplätzen muß gesichert und verstärkt 
werden. 

— Die Ausbildung in Betrieb und Berufsschule 
muß als gleichberechtigter Teil des Bildungswe- 
sens verbessert und durch ein offenes System 
beruflicher Weiterbildung ergänzt werden. 

1.1 Bildungspolitische Ausgangslage 

Obwohl im Ausbau des Bildungswesens ein großer 
Schritt nach vorn getan wurde, hat diese Expansion 
auch Probleme eigener Art geschaffen: 

— ■ Die Veränderung der Bildungsinhalte kommt 
nur schleppend voran. 

— Trotz der Reformanstrengungen hat sich der An- 
teil der Jugendlichen, die keinen Hauptschulab- 
schluß erwerben, kaum verändert. 

— Die berufliche Bildung ist im Ausbau zurückge- 
blieben. 

— Die Wahl weiterführender Bildungsgänge hängt 
immer noch erheblich von der sozialen Lage der 
Eltern ab. 

— Vielfach wird gefragt, ob den erheblichen An- 
strengungen zum Ausbau des Bildungswesens 
ein für den einzelnen und die Gesellschaft ange- 
messener Nutzen gegenübersteht. 

Der Kern der heute nicht mehr umstrittenen Not- 
wendigkeit einer Kurskorrektur in der beruflichen 
Bildung und zugunsten der beruflichen Bildung 
liegt darin, daß das Wort von der beruflichen Bil- 
dung als öffentliche Aufgabe ernst genommen wird. 
Die Erkenntnis hat sich durchgesetzt, daß der Be- 
reich des Bildungswesens, über den die Mehrheit 
der Jugendlichen in das Arbeitsleben geht, nicht 
nur in der Idee, sondern tatsächlich und politisch 
als Bestandteil des Bildungssystem begriffen, geord- 
net und gefördert werden muß. 

Von dieser Erkenntnis bis zur Verwirklichung ent- 
sprechender Maßnahmen ist noch viel zu leisten. 
Bund, Länder und ausbildende Wirtschaft haben be- 
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reits eine Vielzahl von Maßnahmen eingeleitet, seit- 
dem die Berufsbildungspolitik zu einem der großen 
Schwerpunkte der bildungspolitischen Arbeit ge- 
worden ist. 

In den Jahren von 1977 bis 1983 werden geburten- 
starke Jahrgänge die Schulen verlassen und eine 
um ein Vielfaches erhöhte Nachfrage nach berufli- 
chen Ausbildungsplätzen auslösen, ohne daß der 
Ausbildungsplatzmarkt in seiner jetzigen Form die- 
sem Druck inhaltlich, organisatorisch und finanziell 
gewachsen ist. 

Der Ernst dieser Herausforderung für die Berufsbil- 
dungspolitik ist vielfach noch nicht erkannt wor- 
den. Die Notwendigkeit einer gemeinsamen Aktion 
aller Beteiligten ergibt sich aus der Gefahr, daß 
Hunderttausende von ausbildungswilligen Jugendli- 
chen kein angemessenes Bildungsangebot erhalten 
könnten, wenn nicht durch eine große gemeinsame 
Anstrengung aller Beteiligten die Kapazitäten sehr 
rasch erweitert werden. 

Mit dem zunehmenden Ausbau des Bildungswesens 
werden intensiver als bisher Fragen gestellt, ob 
und inwieweit die im Bildungswesen vermittelten 
Qualifikationen nach Art und Höhe mit dem Quali- 
fikationsbedarf im Beschäftigungssystem überein- 
stimmen und welche Folgen ein Ungleichgewicht 
zwischen Qualifikationsangebot und Qualifikations- 
nachfrage gesamtgesellschaftlich und für den ein- 
zelnen haben könnte. 

Die Diskussion der Fragen, die Bildungswesen und 
Arbeitswelt berühren, ist nach Auffassung der Aus- 
schußmehrheit in Gefahr, in Schlagworten zu er- 
starren. Das aber wäre der Bedeutung nicht ange- 
messen, die die Beziehungen zwischen Bildung und 
Arbeitswelt für den einzelnen während seines gan- 
zen Arbeitslebens und für die Gesellschaft haben. 
Bildungsreform und Weiterentwicklung der Ar- 
beitswelt stehen in einem unmittelbaren Zusam- 
menhang. Die soziale Entwicklung wird wesentlich 
davon geprägt sein, wie die im reformierten Bil- 
dungswesen erworbenen Erwartungen später in der 
Berufswelt eingelöst werden. Von der Antwort auf 
diese Frage werden die Erlebniswelt der heran- 
wachsenden Generation und ihre Einstellung zur 
Gesellschaft grundlegend geprägt. 

Art und Höhe der Qualifikationen, die für be- 
stimmte Arbeitsplätze erforderlich sind, lassen sich 
statistisch nicht exakt feststellen. Untersuchungen, 
die sich mit der Entwicklung der Eingruppierung 
von Beschäftigten in Leistungs- oder Statusgruppen 
befassen, liefern nur beschränkt aussagefähige Er- 
gebnisse. Trotzdem läßt die bisher zu beobachtende 
Entwicklung die Erkenntnis zu, daß der Anteil der 
Erwerbstätigen nach Sektoren gekennzeichnet ist 
durch eine deutliche Abnahme des primären, durch 
einen Anstieg des sekundären und durch ein anhal- 
tendes Anwachsen des tertiären Sektors. 

Ein reibungsloser Übergang zwischen Bildungs- 
und Beschäftigungssystem war weder für die Ent- 
wicklung der Vergangenheit kennzeichnend, noch 
wird er das für die Zukunft sein können. Es ist 
auch nicht Aufgabe der Bildungspolitik, das Bil- 
dungsangebot auf die kurz- oder mittelfristigen An- 
forderungen beim Übergang in das Beschäftigungs- 


system zu begrenzen: Weder gibt es gegenwärtig 
ausreichend sichere Bedarfsprognosen, noch würde 
das in der Verfassung geschützte Grundrecht der 
freien Wahl von Ausbildungsstätte und Beruf eine 
solche starre Begrenzung erlauben. Bildung darf 
nicht nur als Vorleistung für den Arbeitsprozeß 
verstanden werden, wie er sich heute darstellt und 
vermeintlich autonom weiterentwickelt. Politisch 
gewollte Veränderungen der Arbeitsprozesse — 
„Humanisierung der Arbeitswelt“ — ■ müssen eben- 
so in der Bildungspolitik berücksichtigt werden, 
wie die Tatsache, daß die Arbeitswelt nur einen 
Teil des menschlichen Lebensbereichs ausmacht. 

Für die berufliche Bildung ist es daher nach Auf- 
fassung der Ausschußmehrheit mindestens erforder- 
lich: 

— Qualifikationen im Bildungswesen anzustreben, 
die nicht einfach an den Anforderungen des er- 
sten Arbeitsplatzes orientiert sind; 

— diese Qualifikationen darauf auszurichten, daß 
nicht nur aktuell brauchbare Kenntnisse und 
Fertigkeiten vermittelt werden, sondern vor al- 
lem vielfältig verwertbare, „polyvalente" Quali- 
fikationen, die auch der Entwicklung neuer 
Qualifikationsanforderungen in der Arbeitswelt 
Rechnung tragen. Ein wichtiger Ansatzpunkt 
muß sein, daß Mobilisierung und Förderung von 
Mitdenken und Mitgestalten am einzelnen Ar- 
beitsplatz Voraussetzungen für technischen 
Fortschritt, gesellschaftliche Mitbestimmung 
und wirtschaftliches Wachstum sind; 

— alle Bildungsbereiche stärker so auszuprägen, 
daß spezialisierende Einarbeitung an den Ar- 
beitsplatz verlegt wird; 

- — Bildungswege auf Korrektur-, Ergänzungs- und 
Aufbaumöglichkeiten anzulegen, vor allem die 
Bereitschaft zum weiteren Lernen zu fördern, so 
daß an die Stelle von „Umschulung“ künftig 
„Zusatzausbildung“ treten oder eine kürzere 
Erstausbildung sinnvoll erweitert werden kann; 

— das Problem zureichender Entfaltungsmöglich- 
keiten im Beruf — auch durch beruflichen Auf- 
stieg — nicht durch die Einschränkung des Zu- 
gangs zu höheren Qualifikationen im Bildungs- 
wesen, sondern durch gezieltes Anheben der 
Qualifikation der im Wettbewerb Benachteilig- 
ten anzugehen. 

1.2 Schwerpunkte des Regierungsentwurfs 

Der Entwurf des Berufsbildungsgesetzes sieht daher 
insbesondere Finanzierungsregelungen für den Fall 
vor, daß das Angebot an betrieblichen Ausbildungs- 
plätzen verstärkt werden muß, um der Nachfrage 
Auszubildender gerecht zu werden, und die Wirt- 
schaft ohne finanziellen Anreiz dies nicht vermag. 
Um bei Bedarf rasch handeln zu können, ist eine 
realistische Vorausschau auf der Grundlage aus- 
reichender statistischer Daten erforderlich. Dem 
nach dem Entwurf des Berufsbildungsgesetzes vor- 
gesehenen jährlichen Berufsbildungsbericht kommt 
dabei entscheidende Bedeutung zu. 

Die Jugendlichen brauchen nicht irgendeine, son- 
dern eine gute und zukunftssichere Berufsausbil- 
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düng. Dazu bedarf es erheblicher Verbesserungen 
in den beiden Lernorten Schule und Betrieb, vor al- 
lem aber einer besseren Abstimmung zwischen Be- 
rufsschule und betrieblicher Ausbildung, die an den 
zwischen Bund und Ländern geteilten Kompetenzen 
nicht scheitern darf. 

Der quantitative Ausbau, so wichtig er ist, könnte 
seine Wirkung nur unvollständig entfalten, wenn 
es bei dem gegenwärtigen Zustand bliebe, daß an- 
gesichts unzureichender Abstimmung der Ausbil- 
dungsinhalte für die Berufsschulen und die Betriebe 
Berufsschullehrer und Ausbilder mühsam und 
durch Improvisation versuchen müßten, Schwierig- 
keiten für die Jugendlichen „vor Ort" zu beheben. 
Hier ist eine klare Verpflichtung des Staates gege- 
ben. 

Das Berufsbildungsgesetz und ein zwischen Bund 
und Ländern abzuschließendes Verwaltungsabkom- 
men sollen daher bessere Voraussetzungen für die 
Abstimmung der Ausbildungsordnungen für die Be- 
triebe mit den Rahmenlehrplänen für die Berufs- 
schulen bringen. Die Schwierigkeiten der Abstim- 
mung sind allerdings auch darin begründet, daß für 
den Schulbereich erstmals von den Ländern ge- 
meinsam einheitliche Rahmenlehrpläne zu erstellen 
sind. Der Wille aller Beteiligten zur Zusammenar- 
beit ist hier besonders auf die Probe gestellt. 

Überbetriebliche Ausbildungsstätten sollen die be- 
triebliche Berufsausbildung ergänzen. Sie sollen 
strukturellen Einschränkungen des Ausbildungs- 
platzangebots entgegenwirken, die sich vor allem 
aus der zunehmenden Spezialisierung kleiner und 
mittlerer Betriebe ergeben. In strukturschwachen 
Regionen und für Gebiete, die zeitweise nicht ge- 
nügend geeignete Ausbildungsplätze aufweisen, 
muß die Förderung überbetrieblicher Ausbildungs- 
stätten vorgesehen werden, um das Angebot an be- 
trieblicher Ausbildung zu erhöhen. 

Das Berufsgrundbildungsjahr sollte die Vorausset- 
zungen dafür schaffen, daß die anschließende beruf- 
liche Fachbildung gegenüber der heute üblichen 
Ausbildungszeit verkürzt werden kann. Dement- 
sprechend muß ein angemessener Anteil der Fach- 
praxis im Berufsgrundbildungsjahr einen nahtlosen 
Übergang in die Fachbildung ermöglichen. Dies 
müssen auch die Länder bei der organisatorischen 
und inhaltlichen Gestaltung berücksichtigen. Die 
Schulträger sollten bei dem Ausbau der schuli- 
schen Berufsgrundbildung darauf achten, daß die 
Aufteilung auf Berufsfelder weitgehend mit dem re- 
gionalen Angebot an betrieblichen Fachbildungs- 
plätzen übereinstimmt, weil für die Jugendlichen 
ein Verlust an Zeit und Lernbereitschaft vermieden 
werden muß. 

Lernschwächere Jugendliche dürfen nicht als Ab- 
brecher ohne jede nachgewiesene Qualifikation aus 
der Ausbildung ausscheiden und auf den Status des 
Ungelernten zurückfallen, wenn sie die Gesamtaus- 
bildung nicht erfolgreich abschließen. Das Berufs- 
bildungsgesetz sieht daher vor, daß Ausbildungs- 
gänge entsprechend den besonderen Bedürfnissen 
dieser Jugendlichen gestaltet werden können, die 
möglichst in eine Ausbildung in einem qualifi- 
zierten Ausbildungsberuf einmündende oder zumin- 


dest eine im Beschäftigungssystem nachgefragte be- 
rufliche Teilqualifikation zum Ziel haben. 

Die Ausbilder in den Betrieben müssen in ihrer 
Schlüsselrolle für die berufliche Bildung ausdrück- 
lich bestätigt werden. Die rechtlichen Regelungen 
bedürfen gerade auf diesem Felde flankierender Hil- 
fen bei der Umsetzung in die Wirklichkeit. 

Der Katalog von Fächern, denen studienvorberei- 
tende Funktionen zuerkannt werden, ist in einem 
langen Prozeß erweitert worden. Fächern aus be- 
rufsqualifizierenden Bildungsgängen blieben weit- 
gehend ausgespart. Auch durch die Berufsausbil- 
dung müssen sich Möglichkeiten ergeben, Studien- 
qualifikationen, ggf. im Bausteinsystem, zu errei- 
chen. 

Staatliche Weiterbildungsordnungen und die Aner- 
kennung von Kursen (Gütesiegel) tragen dazu bei, 
die berufliche Weiterbildung stärker zu vereinheit- 
lichen und zu einem auf beruflichen Aufstieg und 
lebenslangen Lernen ausgerichteten Teil des Bil- 
dungssystems weiterzuentwickeln. Das Berufsbil- 
dungsgesetz schafft dafür die rechtlichen Voraus- 
setzungen. 


2. Die Position der CDU/CSU 

2.1 Grundsätzliche Einlassungen 

Nach dem Verfahrensentscheid der Ausschußmehr- 
heit stellte die Fraktion der CDU/CSU im 2. Durch- 
gang keine Änderungsanträge zum Regierungsent- 
wurf. 

Am Ende des zweiten Durchganges begründete sie 
ihre Position wie folgt: 

1. In den kommenden Jahren müssen alle Verant- 
wortlichen Zusammenwirken, um ein ausrei- 
chendes Ausbildungsplatzangebot zur Verfü- 
gung zu stellen. Angesichts steigender Abgän- 
gerzahlen aus Sonderschule, Hauptschule, Real- 
schule, aber auch angesichts steigender Abitu- 
rientenzahlen und sich drastisch verschlechtern- 
der Berufschancen von Hochschulabsolventen 
ist dies die bildungspolitische Aufgabe Nr. 1. Es 
ist jedoch nicht nur eine bildungspolitische, 
sondern auch eine arbeitsmarktpolitische Aufga- 
be: während wir in den Jahren von 1978 bis 
1985 einen „Schülerberg" zu bewältigen haben, 
gehen wir in den achtziger Jahren zunehmend 
einem wachsenden Defizit an qualifizierten Ar- 
beitskräften entgegen. 

2. Die Verwirklichung dieser Aufgabe macht es 
notwendig, die breite Palette der Ausbildungs- 
betriebe, die es glücklicherweise noch gibt, un- 
ter allen Umständen zu erhalten. Dies setzt vor- 
aus, daß die mittelständische Wirtschaft in Zu- 
kunft überhaupt noch ausbilden kann. 

3. Die Berufsschule muß durch die Bundesländer 
aus der Vernachlässigung herausgeführt wer- 
den, in die sie in der Vergangenheit geraten 
ist. 

4. Die Hauptschule muß frei werden von falschem 
Prestigedenken; eine überzogene Intellektuali- 
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sierung bringt viele der jungen Menschen um 
ihre Chance, die für eine Ausbildung durchaus 
geeignet ist. 

5. Die Zusammenarbeit von Bund und Ländern 
muß verbessert werden. Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrpläne sind nach wie vor nicht 
ausreichend aufeinander abgestimmt. 

Diesen Feststellungen kann nach Auffassung der 
CDU/CSU nur der widersprechen, dem es um Ideo- 
logie und nicht um die Sache geht. Die naheliegen- 
de Schlußfolgerung: Maßnahmen des Gesetzgebers 
müssen, soweit sie der Gesetzgeber überhaupt be- 
einflussen kann, der aufgezeigten Zielsetzung die- 
nen, sie dürfen sie nicht unmöglich machen. 

Letzteres wäre nach Auffassung der CDU/CSU die 
Konsequenz, wenn der Entwurf der Bundesregie- 
rung in der vom Ausschuß verabschiedeten Form 
vom Bundestag und Bundesrat verabschiedet wür- 
de. Nicht die Förderung, sondern die Behinderung 
oder gar die Verhinderung der Ausbildung, vor al- 
lem in der mittelständischen Wirtschaft, wären die 
Folge. 

2.2 Kritik am Regierungsentwuri 

Die Kritik am Regierungsentwurf hat die CDU/CSU 
in folgenden Punkten zusammengefaßt: 

1. Die Koalitionsfraktionen halten nach wie vor 
an ihrer Zielsetzung fest, Ausbildungsbetriebe 
und Ausbilder, in der Konsequenz aber auch 
die in Zukunft zu erlassenden Ausbildungsord- 
nungen, mit neuen Anforderungen zu belasten. 
Trotz einiger kosmetischer Veränderungen 
liegt auch der von der Ausschußmehrheit be- 
schlossenen Fassung die Zielsetzung des „Bau- 
kastensystems" zugrunde. 

2. Die zur Ergänzung der betrieblichen Ausbil- 
dung notwendigen und von der CDU/CSU be- 
jahten überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
werden sich nach der Vorstellung der Regie- 
rungskoalition zunehmend verselbständigen; es 
besteht damit die Gefahr einer dritten Säule, 
die die Ausbildung im Betrieb schrittweise zu- 
mindest in Teilen ablösen könnte. Ergebnis 
wäre zudem eine zusätzliche Komplizierung 
der Abstimmung, die Probleme vor Ort wären 
in vielen Fällen überhaupt nicht mehr zu lö- 
sen. 

3. Die von der Ausschußmehrheit verabschiedete 
Fassung wird das Prüfungswesen der Kam- 
mern, das bislang auf der ehrenamtlichen Mit- 
wirkung aufbaut, erheblichen Belastungen un- 
terziehen. Es ist fraglich, ob das bisherige Sy- 
stem beibehalten werden kann. Die Berufung 
der Prüfungsausschüsse wird zudem mit erheb- 
lichem unnötigem bürokratischem Aufwand 
verbunden sein. 

4. Die Koalitionsfraktionen haben sich entgegen 
entsprechenden Ankündigungen nicht bereit 
gezeigt, die Fülle der Rechtsverordnungen, die 
durch den Regierungsentwurf der Bundesregie- 
rung übertragen werden soll, ernsthaft zu über- 
prüfen. Würde der Entwurf Gesetz, wüßte die 


ausbildende Wirtschaft in entscheidenden Be- 
reichen nicht, was in den kommenden Jahren 
auf sie zukommt. 

5. Die Ausschußmehrheit ist nicht abgegangen 
von perfektionistischen und bürokratischen 
Vorstellungen in der Weiterbildung; Weiterbil- 
dung, die mit Qualifikationen verbunden sein 
soll, soll in der Zielsetzung spiegelbildlich zur 
Erstausbildung geregelt werden. Diese Vorstel- 
lung wird nicht zu einer Förderung, sondern zu 
einer Behinderung der Weiterbildung führen. 

6. Die Vorstellungen der Koalitionsfraktionen zur 
Berufsbildungsplanung sind unrealistisch, die 
zur Statistik sind überzogen. Aufwand und Er- 
trag stehen in keinem vertretbaren Verhält- 
nis. 

7. Die im Regierungsentwurf vorgesehene und 
vom Ausschuß verabschiedete Finanzierungsre- 
gelung wird keine zusätzlichen Ausbildungs- 
plätze schaffen; das vorgeschlagene Finanzie- 
rungssystem würde in erheblichem Umfang be- 
reits ausbildende Betriebe belasten, den Nutzen 
hätten vor allem jene Betriebe, die nicht konti- 
nuierlich oder nicht stetig im gleichen Umfan- 
ge ausgebildet haben. Die Begünstigung dis- 
kontinuierlich ausbildender Betriebe verschärft 
die Gefahr der Ausbildung in Berufen, die in 
den kommenden Jahren nicht gebraucht wer- 
den. Diese Gefahr stellt sich zwar bei jeder 
Form staatlicher finanzieller Förderung, sie 
wird aber durch den mit der Finanzierungsre- 
gelung beabsichtigten Einstieg in eine Fondslö- 
sung verstärkt und gesetzlich festgeschrie- 
ben. 

8. Das von der Koalition vorgeschlagene Bundes- 
institut für Berufsbildung wird die Aufgabe der 
Abstimmung von Bundesländern und Bundesre- 
gierung nicht leisten können; es ist undenkbar, 
eine solch schwierige Aufgabe zwischen selbst- 
bewußten Verfassungspartnern einem Institut 
zu übertragen, das in seiner täglichen Arbeit 
weitgehend von der direkten Weisung des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
abhängt. 

9. Ein Berufsbildungsgesetz des Bundes kann 
selbstverständlich die Berufsschule aufgrund 
der Verfassungslage nicht einbeziehen; trotz- 
dem stünde es dem Bund frei, die Mitwirkungs- 
möglichkeiten der Berufsschule und der Lehrer 
an berufsbildenden Schulen auf allen Ebenen 
zu verbessern. Die Koalition hat diesen Punkt 
nach wie vor ausgeklammert. 

10. Die Erfahrungen mit dem Berufsbildungsgesetz 
von 1969 haben gezeigt, daß es mehrere Jahre 
dauert, bis ein solches Gesetz an der Basis in 
vollem Umfang umgesetzt ist. Es ist falsch, die 
Kräfte aller Verantwortlichen, die in den kom- 
menden Jahren auf ein ausreichendes Ausbil- 
dungsplatzangebot konzentriert sein müssen, 
auf die Umsetzung eines neuen, komplizierten, 
bürokratischen und perfektionistischen Geset- 
zes zu binden. 
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11. Die Verwirklichung des Entwurfs der Koalition 
bringt für die Ausbildungsbetriebe wie für die 
Berufsbildungsverwaltung erhebliche finanziel- 
le Mehrbelastungen auf allen Ebenen mit 
sich. 

Die CDU/CSU hält das Vorgehen der Bundesregie- 
rung und der Koalitionsfraktionen angesichts der 
Probleme und Aufgaben der kommenden Jahre für 
im Ansatz falsch. Die CDU/CSU sah sich daher im 
Ausschuß nicht in der Lage, den Entwurf der Bun- 
desregierung, und sei es nur in Teilen, mitzuverant- 
worten. Die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion im 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft haben aus 
diesem Grund in der zweiten Lesung entweder ge- 
gen die einzelnen Paragraphen votiert oder sich der 
Stimme enthalten. 

Die CDU/CSU hat ihr Bedauern zum Ausdruck ge- 
bracht, daß die Koalition nicht bereit war, auf der 
Grundlage des 1969er Gesetzes einen möglichen 
und sinnvollen gesetzgeberischen Fortschritt zu be- 
werkstelligen. Das geltende Gesetz habe sich alles 
in allem bewährt, niemand hat die Unumgänglich- 
keit nachgewiesen, ein völlig neues Gesetz zu ver- 
abschieden. Eine Novelle hätte einen gesetzgeberi- 
schen Fortschritt ermöglicht, ohne alles von den 
Füßen, wie es die Bundesregierung jetzt tun will, 
auf den Kopf zu stellen. 

2.3 Grundzüge der Novelle der CDU/CSU 

Die wesentlichen Punkte der Novelle der CDU/CSU 
sind: 

1. Das geltende Gesetz aus dem Jahr 1969 muß 
durch die Vereinbarungen ergänzt werden, auf 
die sich Bund und Länder im Bildungsgesamt- 
plan inzwischen geeinigt haben. Der von der 
Union vorgeschlagene neue § 25 enthält die 
Grundaussage zur Gliederung der Berufsausbil- 
dung in eine breit angelegte Grundbildung und 
eine darauf aufbauende berufsqualifizierende 
Fachbildung. Er berücksichtigt die zwischenzeit- 
liche Entwicklung auf eine berufsfeldbezogene 
Grundbildung, indem er davon ausgeht, daß in 
einem Berufsfeld die Ausbildungsberufe zusam- 
mengefaßt werden, deren Ausbildungsinhalt in 
einem ersten Ausbildungsabschnitt gemeinsam 
vermittelt werden kann. Die Neuformulierung 
soll dazu beitragen, daß die Gestaltung der 
Grundbildung in Zukunft einen reibungslosen 
Übergang in die berufliche Fachbildung sicher- 
stellt. 

2. Die vorgeschlagene Neufassung des § 26 (Aus- 
bildungsordnung) ist aus zwei Gründen beson- 
ders wichtig: Einmal soll die durch den Ausbil- 
dungsrahmenplan vorgegebene sachliche und 
zeitliche Gliederung an die betrieblichen Mög- 
lichkeiten angepaßt werden können, soweit da- 
durch die Qualität der Ausbildung nicht vermin- 
dert wird; diese ins Gesetz aufzunehmende Be- 
stimmung ist im Interesse der Ausbildung in der 
mittelständischen Wirtschaft unverzichtbar. 
Zum anderen soll nach den Vorstellungen der 
Union die Ausbildungsordnung in Zukunft Hin- 
weise auf abgestimmte Rahmenlehrpläne der Be- 
rufsschule enthalten. Im Interesse der Einheit 


des Ausbildungsganges ist ein solches Vorgehen 
unverzichtbar, wobei davon ausgegangen wird, 
daß auch in den Rahmenlehrplänen ein entspre- 
chender Hinweis auf Ausbildungsordnungen 
aufgenommen wird (dies ist eine Vorstellung, 
die aus verfassungsrechtlichen Gründen in ein 
Berufsbildungsgesetz des Bundes nicht aufge- 
nommen werden kann). 

3. Die Neufassung des § 35 (Durchführung der Ab- 
schlußprüfung) soll eine Weiterentwicklung des 
Prüfungswesens und eine engere Zusammenar- 
beit zwischen den zuständigen Stellen und den 
Berufsschulen bei der Durchführung der Prüfun- 
gen ermöglichen. Im Unions-Vorschlag heißt es 
wörtlich: „Die in der Berufsschule nachgewiese- 
nen Leistungen werden, soweit möglich, in die 
Abschlußprüfung einbezogen.'' Diese Einbezie- 
hung wird durch Vereinbarung der zuständigen 
Stellen mit der zuständigen Schulaufsichtsbehör- 
de geregelt; diese Vorschrift stellt sicher, daß 
besondere regionale Verhältnisse berücksichtigt 
werden können. 

Ganz selbstverständlich ist in diesem Zusam- 
menhang eine Möglichkeit der Rechtsverordnung 
durch die Bundesregierung vorgesehen, die re- 
gelt, unter welchen Voraussetzungen von Prü- 
fungsleistungen befreit werden kann, die bereits 
in anderen Prüfungen, z. B. in Schulprüfungen 
oder in Hochschulprüfungen, nachgewiesen 
worden sind. 

4. Die Novelle der Union schafft die Voraussetzun- 
gen für eine gleichberechtigte Mitwirkung der 
Vertreter des berufsbildenden Schulwesens auf 
allen Ebenen. Sowohl in den Bundesgremien wie 
im Landesausschuß und in dem Ausschuß der 
zuständigen Stelle sollen die Beauftragten der 
Lehrer an beruflichen Schulen gleichberechtigt 
mitwirken. Um zu verhindern, daß eine Gruppe 
geschlossen überstimmt werden kann, hat die 
Union vorgeschlagen, daß der Berufsbildungs- 
ausschuß der zuständigen Stelle jeweils mit ei- 
ner Mehrheit von Dreiviertel der anwesenden 
Mitglieder votieren soll. 

Von erheblicher Bedeutung aus unserer Sicht ist 
die zusätzliche Verankerung der Mitwirkung 
von Ausbildern, sowohl auf der Arbeitgeber- 
wie der Arbeitnehmerseite. 

5. Der Vorschlag der Union erhält eine begrenzte 
Ausweitung der Kompetenzen des Berufsbil- 
dungsausschusses; über die im geltenden Gesetz 
verankerten Rechte hinaus soll in Zukunft dem 
Ausschuß vor Bestellung und Abberufung von 
Ausbildungsberatern rechtzeitig Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben sein, darüber hinaus ist 
er rechtzeitig darüber zu unterrichten, welche 
Mittel für die Berufsbildung in die Vorschläge 
für den Haushaltsplan aufgenommen werden 
sollen; ihm ist dabei Gelegenheit zur Stellung- 
nahme zu geben. 

6. Die vorgeschlagene Neufassung des § 23 soll 
eine wirksamere Überwachung der Berufsausbil- 
dung gewährleisten. Die Verantwortung des 
Staates bei der Durchführung der Überwachung 
soll verstärkt werden, ohne daß dadurch die 
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Aufgabe der Beratung und der regelmäßigen 
Kontrolle der Zuständigkeit der Kammern entzo- 
gen wird. Auf den Vorschlag einer eigenen 
staatlichen Kontrollbehörde hat die Union ver- 
zichtet, da dabei die Gefahr der Praxisferne und 
der zusätzlichen Bürokratisierung gegeben 
wäre. 

7. Die Novelle der Union unterscheidet zwischen 
Aufstiegsfortbildung und Anpassungsfortbih 
düng. Die bisherigen Regelungen bedürfen für 
die berufliche Aufstiegsfortbildung einer nähe- 
ren Präzisierung; die vorgeschlagene Neufas- 
sung ermöglicht eine abschließende Regelung 
durch Rechtsverordnungen des Bundes, soweit 
eine bundeseinheitliche Regelung geboten er- 
scheint. 

8. Die Union schafft mit ihrer Novelle die Voraus- 
setzung für eine sich auf das Notwendige be- 
schränkende Berufsbildungsstatistik, wobei we- 
der die Kammern noch die Ausbildungsbetriebe 
mit einem unvertretbaren Verwaltungsaufwand 
belastet werden sollen. Eine Verbesserung des 
statistischen Instrumentariums ist jedoch auch 
aus der Sicht der CDU/CSU unverzichtbar. 

9. Die Union konkretisiert mit ihrer Novelle die 
Berufsausbildung Behinderter und die Berufsaus- 
bildung in Einrichtungen der Erziehungshilfe so- 
wie im Strafvollzug. 

Die Regelung der Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern kann nach Auffassung der CDU/CSU 
aus verfassungsrechtlichen und sachlichen Gründen 
nur außerhalb des Berufsbildungsgesetzes in An- 
griff genommen werden; ein gemeinsames Vorge- 
hen in einer gemeinsam getragenen Einrichtung ist 
notwendig, wenn weder Bund noch Länder befürch- 
ten sollen, bei der Vertretung des eigenen Verfas- 
sungsauftrages zu kurz zu kommen. Die CDU/CSU 
hat daher die Errichtung einer von Bund und Län- 
dern gemeinsam getragenen Zentralstelle vorge- 
schlagen, zusammen mit der Novelle hat die CDU/ 
CSU den Entwurf für ein entsprechendes Verwal- 
tungsabkommen vorgelegt („Abkommen zwischen 
der Bundesregierung und den Regierungen der Län- 
der der Bundesrepublik Deutschland zur Abstim- 
mung im Bereich der beruflichen Bildung"). Vor- 
rangige Aufgabe der Zentralstelle soll sein, die auf- 
einander abgestimmte Erarbeitung von Ausbil- 
dungs- und Fortbildungsordnungen des Bundes und 
Rahmenlehrplänen der Länder zu gewährleisten. 
Ganz selbstverständlich: Auch in dieser Zentralstel- 
le sollen die Vertreter des berufsbildenden Schul- 
wesens gleichberechtigt mitwirken. 

Nach sehr intensiven Diskussionen in den eigenen 
Reihen ist die Union zu dem Ergebnis gekommen, 
daß es falsch wäre, im Berufsbildungsgesetz eine 
staatlich verordnete Finanzierungsregelung vorzu- 
schlagen. Die Zielsetzung eines ausreichenden Aus- 
bildungsplatzangebotes ist nur dann zu verwirk- 
lichen, wenn es zu einer soliden und partnerschaft- 
lichen Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern, 
Bundesanstalt für Arbeit und Kammern, Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern kommt. Ein flexibles, 
den jeweiligen Branchen und der jeweiligen Region 
angepaßtes gemeinsames Vorgehen verspricht mehr 


Erfolg als eine einheitliche staatliche Regelung, die 
auf die Unterschiedlichkeit der Ausgangssituation 
keine Rücksicht nimmt und zudem die Gefahr der 
gesetzlichen Verankerung von Fehlentwicklungen 
beinhaltet. 

Zu dem breiten Spektrum notwendiger Maßnahmen 
gehört nach Auffassung der CDU/CSU beispielswei- 
se, daß der Schaffung von Ausbildungsplätzen im 
Rahmen der Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur in Zukunft größeres Gewicht beige- 
messen wird, um schwach strukturierten Regionen 
stärker zu helfen, überbetriebliche Ausbildungs- 
stätten müssen in Zukunft sowohl im investiven 
wie im Folgekostenbereich vor allem vom Bund 
stärker gefördert werden; für Anlagegüter, die der 
Aus- und Fortbildung dienen, sollen erhöhte Ab- 
schreibungsmöglichkeiten gewährleistet werden 
können. In diesem Zusammenhang wird auf die 
jüngste Initiative der Landesregierung von Baden- 
Württemberg verwiesen, die die zu gehende Rich- 
tung im Hinblick auf die Jahre nach 1978 auf- 
zeigt. 

Von besonderer Bedeutung sind verstärkte Hilfen 
für leistungsschwache Jugendliche einerseits und 
behinderte Jugendliche andererseits. Mit dem Pro- 
gramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, 
das die Bundesregierung in einer Größenordnung 
von 200 Millionen DM im Januar 1976 nach einjäh- 
rigem Drängen der Union beschlossen hat, befindet 
sich die Bundesregierung auf einem richtigeren Weg 
als mit der im Entwurf für ein neues Berufsbildungs- 
gesetz vorgeschlagenen Finanzierungsregelung. 

Dieses Programm der Bundesregierung kann nur 
ein Anfang sein; verstärkt müssen in Zukunft so- 
wohl von der Bundesanstalt für Arbeit wie von den 
Ländern Mittel eingesetzt werden für Jugendliche, 
die durch Sondermaßnahmen überhaupt erst in die 
Lage versetzt werden, sich für einen Ausbildungs- 
platz zu bewerben. 


3. Erwiderung der Fraktionen der SPD und FDP 
zur Erklärung der CDU/CSU 

3.1 Zu den grundsätzlichen Einlassungen (2.1) 

zu 1. 

Es ist richtig, daß die bildungspolitische Aufgabe 
Nr. 1 darin besteht, ein ausreichendes Angebot an 
Ausbildungsplätzen zur Verfügung zu stellen. Das 
kann aber nicht durch Qualitätsabsenkung gesche- 
hen, sondern durch konkrete Angebote an die Wirt- 
schaft. Das Kernstück der Absicherung eines aus- 
reichenden Ausbildungsplatzangebotes sehen wir 
daher im Finanzierungsteil des Gesetzes, der auch 
die von der CDU/CSU angesprochene arbeitsmarkt- 
politische Bedeutung hat. 

zu 2. 

Die breite Palette der Ausbildungsbetriebe soll er- 
halten bleiben. Die Anforderungen des Gesetzes an 
die ausbildende Wirtschaft sind nach Auffassung 
der Koalition in keinem Punkte überzogen. Tat- 
sächlich hat es die CDU/CSU abgesehen von allge- 
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meinen Vorwürfen nicht vermocht zu sagen, wo 
konkret sie die gesetzlichen Anforderungen an die 
Ausbildungsbetriebe für überzogen hält und welche 
Veränderungen sie vorschlägt. 

zu 3. 

Im Stufenplan für die berufliche Bildung haben sich 
Bund und Länder auf ein Konzept des Ausbaus der 
Berufsschulen geeinigt. Das Angebot des Bundesmi- 
nisters für Bildung und Wissenschaft an die Länder, 
hierbei auch finanziell zu helfen, sollte deshalb von 
der Union auch angesichts ihrer eigenen Forderun- 
gen ernsthaft geprüft und nicht als unseriös be- 
zeichnet werden. 

zu 4. 

In der Beurteilung von bestimmten Fehlentwicklun- 
gen im Hauptschulbereich sind sich verantwortli- 
che Bildungspolitiker einig. Verbesserungen dürfen 
aber nicht dazu führen, daß durch die Hintertür das 
dreiklassige Schulsystem wieder eingeführt wird, 
wie das in Äußerungen von CDU/CSU-Bildungspo- 
litikern oft durchscheint. Ein vernünftiger Ansatz 
scheint uns in den ersten Ansätzen des von der 
GEW initiierten FORUM HAUPTSCHULE zu lie- 
gen. 

zu 5. 

Die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in der 
Absicht, Schule und Betrieb aufeinander abzustim- 
men, ist ein Kernpunkt des Regierungsentwurfs. 
Bessere Regelungsvorschläge sind unserer festen 
Überzeugung nach von keiner Seite gemacht wor- 
den. Der Vorschlag des Regierungsentwurfs bringt 
die politisch Verantwortlichen an einen Tisch und 
überträgt die Abstimmungsverfahren nicht in Büro- 
kratien. 

Von daher ist es unverständlich, daß die CDU/CSU 
den Regierungsentwurf noch immer ablehnt und 
von Behinderung der Ausbildung durch den Ent- 
wurf redet. Die Argumente der CDU/CSU sind 
längst entkräftet. Die Erklärung des DIHT-Präsiden- 
ten vom 15. März 1976 enthält im Kern eine Unter- 
stützung des Regierungsentwurfs. Das Schicksal der 
Jugend sollte daher der CDU/CSU mindestens so 
viel wert sein, daß sie aufhört, die Berufsbildung 
lediglich unter wahltaktischen Argumenten einzu- 
schätzen. 

3.2 Zu den allgemeinen Ausführungen 

Es besteht eine Übereinstimmung in wichtigen Ein- 
zeifragen. Die Enthaltsamkeit der CDU/CSU im 
zweiten Durchgang der Ausschußberatungen ist 
um so bedauerlicher, als die Übereinstimmung ja 
nicht nur auf die Zielvorstellungen beschränkt ist, 
sondern — wovon in der Erklärung der CDU/CSU 
allerdings nicht die Rede ist — auch in vielen 
wichtigen Einzelfragen besteht: 

— die Vorschläge der Opposition zur Gliederung 
in Grund- und Fachbildung stimmen weitgehend 
mit dem Regierungsentwurf überein; Unterschie- 
de bestehen nur in der von der CDU/CSU nicht 
angesprochenen Frage, ob es zweckmäßig ist. 


die Grundbildung gesetzlich auf ein Jahr festzu- 
schreiben. 

— Auch im Prüfungswesen sind die Unterschiede 
längst nicht so groß, wie es die massive Polemik 
der CDU/CSU vermuten läßt; denn hier hat der 
CDU/CSU-Entwurf die Vorschläge des Regie- 
rungsentwurfs zur Verbesserung der Zusammen- 
arbeit im Prüfungswesen (insbesondere Einbe- 
ziehung der Berufsschulleistungen in die Bewer- 
tung der Abschlußprüfung, Anrechnung von Prü- 
fungsleistungen) übernommen. Ob es allerdings 
zweckmäßig und im Hinblick auf den Grundsatz 
der Gleichbehandlung vertretbar ist, die Einbe- 
ziehung der Berufsschulleistungen den Verein- 
barungen der einzelnen zuständigen Stellen und 
Schulaufsichtsbehörden zu überlassen, ist noch 
eine offene Frage. 

— Die Übereinstimmung besteht auch, und das 
mag manchen angesichts der auch in der Erklä- 
rung der CDU/CSU wiederholten Angriffe auf 
den Regierungsentwurf in dieser Frage überra- 
schen, für die Weiterbildung. Sieht man sich die 
Oppositionsvorschläge in diesem Punkt genau 
an, so stellt man fest, daß die CDU/CSU die 
Aufstiegsfortbildung spiegelbildlich zur Ausbil- 
dung regeln will — insoweit keine wesentlichen 
Unterschiede zum Regierungsentwurf. Aber 
auch bei der Anpassungsfortbildung sieht die 
Opposition eine Regelungsmöglichkeit vor, die 
den Regelungen der Aufstiegsfortbildung ent- 
spricht. Im Ergebnis weichen damit Regierungs- 
entwurf und Oppositionsvorschläge hinsichtlich 
der differenzierten Regelungsmöglichkeiten für 
die Ordnung der Weiterbildung kaum voneinan- 
der ab. Der Regierungsentwurf und die Koalition 
verzichten nur auf die gesetzliche Definition der 
schillernden Begriffe Aufstiegsfortbildung und 
Anpassungsfortbildung — hier ist ja auch der 
Opposition keine inhaltliche Definition gelun- 
gen. 

— • Die Regelungen für die berufliche Bildung Be- 
hinderter und die berufliche Bildung in Einrich- 
tungen der Erziehungshilfe und des Strafvollzu- 
ges hat die Opposition vom Regierungsentwurf 
zum großen Teil wortgleich übernommen. Sie 
hat allerdings einige zusätzliche Regelungen 
vorgesehen, die das von allen Parteien gemein- 
sam verfolgte Ziel, auch für Behinderte eine 
möglichst weitgehende berufliche Qualifizierung 
zu ermöglichen und ihre Ausbildung in aner- 
kannten Ausbildungsberufen zu sichern, gefähr- 
den können, weil sie weitgehende Abweichun- 
gen von den gesetzlichen Ordnungsvorschriften 
zulassen. 

— Auch hinsichtlich der Überwachung der Berufs- 
ausbildung hat sich die Opposition inzwischen 
den Vorstellungen der Koalition weitgehend an- 
genähert. Es bestehen nur noch Unterschiede im 
Detail, über die man durchaus hätte reden kön- 
nen. 

— - Hinsichtlich des statistischen Instrumentariums 
bestehen die Unterschiede entgegen den öffent- 
lichen Äußerungen der Opposition und auch 
entgegen der Erklärung der CDU/CSU in der 
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letzten Sitzung weniger in der Festlegung des 
Erhebungsumfanges — die vom Ausschuß gefaß- 
ten Beschlüsse weichen hier wirklich nur noch 
im Detail von den Vorschlägen der CDU ab — 
als vielmehr in der Frage, ob es eine gesetzlich 
festgelegte Statistik geben soll, oder ob die Sta- 
tistik erst durch den Verordnungsgeber mit Zu- 
stimmung des Bundesrates festgelegt werden 
soll. 

Wenn man sich diese Palette ansieht und sie mit 
dem massiven Vorwurf der CDU/CSU, der Regie- 
rungsentwurf sei im Ansatz verfehlt, vergleicht, 
muß man zu der Erkenntnis kommen, daß, bezogen 
auf wesentliche Teile des Gesetzentwurfs, weniger 
inhaltliche Differenzen der Grund dieses Pauschal- 
vorwurfs der Opposition sind als vielmehr der im- 
mer wieder durchscheinende Ideologieverdacht. Um 
es an einem Beispiel zu verdeutlichen: wenn der 
Regierungsentwurf die Einbeziehung ergänzender 
überbetrieblicher Ausbildungsstätten in die Berufs- 
ausbildung und die Kooperation mehrerer Ausbil- 
dungsstätten verbessern und rechtlich absichern 
will, dienen diese Vorschläge angeblich der Über- 
windung des dualen Systems. Wenn die Opposition 
— und auch der DIHT in seiner Erklärung vom 
15. März 1976 — im wesentlichen das gleiche for- 
dert, soll damit die Ausbildungsbereitschaft des 
Mittelstandes gesichert und verbessert werden. 

Es bleiben folgende kontroverse Standpunkte beste- 
hen: 

Es soll hier nicht der Eindruck erweckt werden, es 
gebe eigentlich keine substantiellen Unterschiede 
zwischen Opposition und Koalition. Es geht hier 
nur darum, zunächst die eigentlichen Differenzen 
herauszuarbeiten und von dem darum verbreiteten 
taktischen Nebel zu trennen. 

Kommt man nach der Darlegung der Gemeinsam- 
keiten zu den kontroversen Punkten, so geht es 
nach Ansicht der SPD und FDP im wesentlichen um 
drei Punkte, und zwar um eine Grundsatzfrage und 
um zwei Sachpunkte. 

Die Grundsatzfrage lautet: Welche Mittel sind ge- 
eignet, um die gemeinsamen Zielvorstellungen zu 
verwirklichen. Hier erklärt die CDU/CSU pauschal 
die Instrumente des Regierungsentwurfs für unge- 
eignet, obwohl die Opposition diese weitgehend 
übernommen hat. Dieses Phänomen hängt doch 
wohl mit dem oben angesprochenen Ideologiever- 
dacht zusammen. Welche rationale Begründung soll 
es denn dafür geben, daß der Gesetzentwurf der 
CDU/CSU, der im Vergleich zum Regierungsent- 
wurf im Prinzip keine anderen, sondern nur weni- 
ger Instrumente für Planung, Ordnung und Durch- 
führung der beruflichen Bildung enthält, besser ge- 
eignet sein soll, gerade die Probleme des Ausbil- 
dungsangebotes zu bewältigen, als der Regierungs- 
entwurf, der immerhin den Instrumentenkasten be- 
reithält. 

Die kontroversen Sachpunkte sind die Fragen der 
Finanzierung und der Organisation. 

Zunächst zur Finanzierung. Der Verzicht auf jegli- 
che Finanzierungsregelungen ist für die SPD und 


FDP unannehmbar. Mit diesem Verzicht bleibt die 
CDU/CSU nicht nur weit hinter ihren eigenen An- 
kündigungen, Forderungen und Beschlüssen zu- 
rück; sie verzichtet gleichzeitig auf jedes Hand- 
lungsinstrumentarium, wenn das Angebot an Aus- 
bildungsplätzen hinter den Ausbildungsbedürfnis- 
sen der schulentlassenen Jugendlichen zurück- 
bleibt. Offenbar hat dies inzwischen auch die ba- 
den-württembergische Landesregierung erkannt. Es 
ist schwierig festzustellen, welche Haltung die Op- 
position in dieser Frage weiter verfolgen will, 
wenn man einmal den baden-württembergischen 
Gesetzesvorschlag, zum zweiten die Erklärung des 
Kultusministers Vogel im Bundesrat, die Finanzie- 
rung zu verschieben, bis es der Wirtschaft wieder 
besser geht, und zum dritten die Bemerkung des 
Kollegen Gölter, daß es zur Zeit andere wichtige 
Probleme gebe als eine gesetzliche Finanzierungs- 
regelung, zusammennimmt. Das Konzept des Regie- 
rungsentwurfs hätte doch gerade auch für diejeni- 
gen Kollegen der CDU/CSU als Chance angesehen 
werden müssen, die darauf vertrauen, daß Wirt- 
schaft und Staat schon genügend Ausbildungsplätze 
schaffen werden; denn das Konzept ist doch gerade 
so angelegt, daß in diesem Falle keine Umlage 
kommt. 

Die Vorschläge der Opposition zur Organisation 
der beruflichen Bildung auf Bundesebene bedeuten 
nichts anderes, als die heute bereits bestehenden 
gesetzlichen Mitwirkungsrechte der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer in der beruflichen Bildung zu- 
gunsten einer auf ein kündbares Verwaltungsab- 
kommen zwischen Bund und Ländern gestützten Be- 
ratungsfunktion abzuschaffen. Damit gehen sie ein- 
deutig hinter das geltende Recht zurück. Ihr Ver- 
zicht darauf, die Abstimmung der Berufsbildungsin- 
halte so weit wie verfassungsrechtlich möglich im 
Gesetz zu regeln und die Organisation der Berufs- 
bildung auf Bundesebene zusammenzufassen und 
effektiver zu machen, bedeutet gleichzeitig, daß sie 
wichtige Entscheidungen in der Berufsbildungspoli- 
tik nicht nur an den mitverantwortlichen Kräften 
für die Berufsbildung in dieser Gesellschaft, son- 
dern auch an den gesetzgebenden Körperschaften 
und der parlamentarischen Verantwortung dieser 
Politik weitgehend vorbeiführen wollen. Mit sol- 
chen Vorschlägen wird staatliche Verantwortung 
für die berufliche Bildung abgebaut und gleichzei- 
tig verhindert, daß durch wirksame Instrumente 
und ausreichende Mitwirkung und Mitverantwor- 
tung der an der beruflichen Bildung Beteiligten 
Verbesserungen wirklich erreicht werden kön- 
nen. 

Auch die Rechtsstellung der Lehrer wird im CDU/ 
CSU-Entwurf nur vordergründig verbessert. Das 
Konzept der Opposition läuft — vereinfacht ausge- 
drückt — darauf hinaus, daß keiner der Beteiligten 
mehr etwas zu sagen hat und dann auch die Lehrer 
die gleichen Rechte und Pflichten bekommen. Bei 
der Festlegung einer Dreiviertelmehrheit für jeden 
Beschluß im Berufsbildungsausschuß wird die 
Handlungsunfähigkeit dieses Gremiums vorprogram- 
miert. 


11 



Drucksache 7/4976 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


3.3 Zu den Kosten 

Die Befürchtungen der CDU/CSU, es komme durch 

den Regierungsentwurf zu erheblichen Mehrkosten, 

ist unbegründet. 

Die gelegentlich in der Öffentlichkeit genannten 

Schätzungen beruhen 

— zu einem sehr wesentlichen Teil auf der völlig 
unbegründeten Vermutung, daß die Vorschriften 
des Gesetzentwurfs zu einem Rückgang von 
Ausbildungserträgen in Milliardenhöhe führen 
werden, 

— zu einem weiteren wesentlichen Teil auf einer 
völlig abwegigen Schätzung der Kosten der Ver- 
waltung der Berufsausbildungsfinanzierung, 

— zum Teil auf einer mißverstandenen Auslegung 
des Gesetzentwurfs und 

— schließlich auf einer Zuordnung von Maßnah- 
men zum Gesetzentwurf, die nicht durch den 
Entwurf verursacht werden. 


IIL Zu den Vorschriften im einzelnen 

Zu § 2 (Ziele der beruflichen Bildung) 

In den Beratungen wurden von der Union verfas- 
sungsrechtliche Bedenken vorgebracht. Da der Ent- 
wurf nur von Artikel 74 Nr. 11 des Grundgesetzes 
gedeckt werde, könne die Zielsetzung des Gesetz- 
entwurfs nicht durch individuelle Bildungsförderung 
begründet werden. 

Den Bedenken der CDU/CSU wurde von der Koali- 
tion unter Hinweis auf die Begründung des Regie- 
rungsentwurfs widersprochen, 

Absatz 1 

In die in Absatz 1 formulierte Zielbestimmung der 
beruflichen Bildung ist die „technische, wirtschaft- 
liche und gesellschaftliche Entwicklung" einbezo- 
gen worden, um neben der individuellen auch die 
gesellschaftliche und die wirtschaftliche Funktion 
der beruflichen Bildung zu verdeutlichen. 

Absatz 2 

In Absatz 2 wird der engere Begriff „Berufstätig- 
keit" durch den weiteren Begriff „Beruf" ersetzt, 
um zu verdeutlichen, daß es entgegen den von der 
Wirtschaft geäußerten Bedenken nicht Ziel des Ent- 
wurfs ist, den Begriff „Beruf" durch Teilqualifika- 
tionen abzulösen. 


Zu § 3 (Begriff und Stellung der beruflichen Bil- 
dung) 

Die CDU/CSU hält es für problematisch, unter den 
Begriff „Berufsausbildung" auch Maßnahmen der 
Umschulung miteinzubeziehen und insofern der Erst- 
ausbildung rechtlich gleichzustellen. 

Die Koalitionsfraktionen halten demgegenüber die 
Verwendung des Begriffs „Berufsbildung" als Ober- 
begriff für die Berufsausbildung und die berufliche 


Weiterbildung für gerechtfertigt. Die berufliche 
Umschulung behandele der Entwurf als Berufsaus- 
bildung, was sie der Sache nach schon immer ge- 
wesen sei. Des weiteren wird auf die Begründung 
im Regierungsentwurf verwiesen. 


Zu § 4 (Lernorte der beruflichen Bildung) 

Die CDU/CSU kritisiert, daß die überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten nach dem Wortlaut des Para- 
graphen als eigener Lernort betrachtet werden 
müßten. 

Nach Ansicht der SPD und FDP stellt der § 4 keine 
politische Willensäußerung, sondern nur eine Be- 
schreibung der Funktion der Lernorte dar. Im übri- 
gen wird auf die Begründung zum Regierungsent- 
wurf verwiesen, nach der die überbetriebliche Aus- 
bildungsstätte im Regelfall eine Ergänzungsfunk- 
tion besitze. Die von der Union befürchtete Ver- 
selbständigung werde durch die Vorschriften in § 8 
Abs. 3 und § 10 ausgeschlossen. 


Zu § 5 (Grundsätze der Berufsausbildung) 

Absatz 1 

Entgegen dem Regierungsentwurf wird die Pflicht 
zur Berücksichtigung der im schulischen und hoch- 
schulischen Bereich durchgeführten Berufsausbil- 
dung auf den schulischen Teil der Berufsausbildung 
beschränkt, um die besondere Bedeutung dieser Zu- 
sammenarbeit hervorzuheben und die ausbildenden 
Betriebe dabei nicht zu überfordern. 


Zu § 6 (Gliederung der Berufsausbildung) 

Absatz 3 

Absatz 3 wird an die geänderte Fassung des § 2 
Abs. 2 angepaßt, vgl. hierzu Bericht zu § 2 Abs. 2. 


Zu § 8 (Anerkennung der Ausbildungsberufe, Aus- 
bildungsordnung) 

Auf Kritik der CDU/CSU an den Teil- und Zwi- 
schenprüfungen, die nach ihrer Auffassung die Zahl 
der notwendigen Nachweise zusätzlich erhöhten, 
wird auf Antrag der Koalition der Absatz 2 neuge- 
faßt. 

Absatz 2 

Durch die Neufassung des Absatzes 2 Satz 2 sollen 
die Regelungsbereiche der Ausbildungsordnungen 
einerseits und der Prüfungsordnungen andererseits 
klarer voneinander abgegrenzt werden. In der Aus- 
bildungsordnung ist danach nur die Frage von Teil- 
prüfungen zu regeln. Die Möglichkeiten, Teile von 
Prüfungen vorzuziehen oder durch ausbildungsbe- 
gleitende Leistungsnachweise zu ersetzen, sollen — 
soweit sinnvoll — in den Prüfungsordnungen gere- 
gelt werden (vgl. § 29 Abs. 2 und 3 in der vom Aus- 
schuß beschlossenen Fassung und den Bericht hier- 
zu). 
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Durch den neuen Satz 3 in Absatz 2 werden Be- 
fürchtungen im Hinblick auf die mit dem Regie- 
rungsentwurf angeblich ermöglichte Aufsplitterung 
des Ausbildungsganges in eine Vielzahl von Prü- 
fungen ausgeräumt. Zugleich soll klargestellt wer- 
den, daß es nur in bestimmten Fällen zulässig ist, 
Zwischenprüfungen und Teilprüfungen in einer 
Ausbildungsordnung vorzusehen, wobei auch in 
diesen Fällen Zwischenprüfungen naturgemäß nur 
für solche Abschnitte in Betracht kommen, für die 
keine Teilprüfung vorgesehen ist. 

Zu § 9 (Inhalt der Ausbildungsordnungen) 

Absatz 2 

Die Formulierung des Absatzes 2 wird in Anleh- 
nung an die Änderungen in § 8 Abs. 2 vereinfacht. 
Absatz 2 Satz 3 des Regierungsentwurfs wird gestri- 
chen, weil der Zweck dieser Bestimmung durch den 
neugefaßten Satz 2 in Verbindung mit § 8 Abs. 2 
Satz 1 abgedeckt ist. 

Zu § 10 (Berufsausbildung in überbetrieblichen Aus- 
bildungsstätten) 

Die CDU/CSU befürchtet, daß durch die Verbindung 
von §§ 4, 8 und 10 Ausbildungsteile schrittweise in 
überbetriebliche Ausbildungsstätten verlagert wür- 
den und negative Auswirkungen auf die berufliche 
Bildung der mittelständischen Wirtschaft entstün- 
den. 

Dieser Auffassung der CDU/CSU wird von der Aus- 
schußmehrheit widersprochen unter Hinweis auf 
die Begründung zu § 4 wie auch unter Hinweis auf 
die Tatsache, daß die entsprechenden Ausbildungs- 
ordnungen von den Beteiligten weitgehend selbst 
erarbeitet würden. 

Absatz 3 

Durch den neueingefügten Satz 2 soll das allgemei- 
ne Anhörungsrecht des Berufsbildungsausschusses 
in allen wichtigen Angelegenheiten (vgl. § 113 
Abs. 2) für die Fälle des § 10 Abs. 3 besonders abge- 
sichert werden. Dies erscheint der Ausschußmehr- 
heit deshalb notwendig, weil grundsätzliche Ent- 
scheidungen der zuständigen Stelle nach Absatz 3 
Satz 2 für die Durchführung der Berufsausbildung 
von wesentlicher Bedeutung sind. Dieses Anhö- 
rungsrecht erscheint allerdings in den Fällen ent- 
behrlich, in denen der Berufsbildungsausschuß be- 
reits allgemeine Verwaltungsanweisungen nach 
§113 Abs. 3 für die Handhabung des §10 Abs. 3 
Satz 1 durch die zuständige Stelle beschlossen 
hat. 

Zu § 14 (Eignung der Ausbildungsstätte) 

Absatz 1 

Absatz 1 ist — ohne Substanzverlust — allgemei- 
ner gefaßt worden, um die bei der Fassung des Re- 
gierungsentwurfs, insbesondere im Hinblick auf das 
Merkmal „räumlich", möglichen Interpretations- 
schwierigkeiten zu vermeiden. 


Absatz 2 

Absatz 2 ist in der Formulierung vereinfacht wor- 
den, weil es für die Eignung der Ausbildungsstätte 
nicht allein auf die dort genannten Zahlenverhält- 
nisse ankommen kann. Entscheidend ist vielmehr, 
ob das vorhandene Ausbildungspersonal und die 
Ausstattung der Ausbildungsstätte eine ordnungs- 
mäßige Berufsausbildung ermöglichen. Dem Aus- 
schuß erscheint es dabei zweckmäßig, durch eine 
Klammerdefinition klarzustellen, daß zum „Ausbil- 
dungspersonal" im Sinne dieser Vorschrift nur der 
im § 15 Abs. 1 und 2 umschriebene Personenkreis 
gehört, nicht aber die Personengruppe des § 15 
Abs. 3. 

Nach Auffassung der CDU/CSU darf diese Rege- 
lung nicht dazu führen, daß durch extensive Ausle- 
gung größere Ausbildungsbereiche auf dem Verord- 
nungswege eliminiert werden. 

Zu § 15 (Eignungsgrundsatz) 

Absatz 2 

Die Fassung des Regierungsentwurfs, nach der nur 
solche Personen an der Durchführung der Berufs- 
ausbildung mitwirken dürfen, die einen entspre- 
chenden Berufsausbildungsabschluß besitzen, er- 
schien dem Ausschuß im Hinblick auf die Erforder- 
nisse der Ausbildungspraxis zu eng. Deshalb ist 
eine Erweiterung vorgenommen worden, um zu ge- 
währleisten, daß auch Personen, die zwar keinen 
entsprechenden Abschluß, wohl aber eine ver- 
gleichbare Berufserfahrung besitzen, bei der Berufs- 
ausbildung mitwirken dürfen. Eine Minderung der 
Ausbildungsqualität ist durch diesen Vorschlag we- 
gen der vorausgesetzten Berufserfahrung nicht zu 
befürchten. Mit dieser Änderung wird auch einem 
Vorschlag des Ausschusses für Kulturfragen des 
Bundesrates Rechnung getragen. 

Zu § 16 (Persönliche Eignung) 

In § 16 ist anstelle der abschließenden Formulie- 
rung des Regierungsentwurfs durch Einfügung des 
Wortes „insbesondere" eine offenere Formulierung 
gewählt worden, weil auch andere als die in § 16 
ausdrücklich genannten Tatbestände denkbar sind, 
die eine persönliche Eignung zum Ausbilden aus- 
schließen können (z. B. Trunksucht, betrügerischer 
Konkurs). Diese Änderung entspricht einem Vor- 
schlag des Ausschusses für Kulturfragen des Bun- 
desrates. 

Zu § 17 (Fachliche und pädagogische Eignung) 

Die CDU/CSU befürchtet, daß durch die Notwendig- 
keit einer zusätzlichen pädagogischen Qualifikation 
bei den freien Berufen die Ausbildungsbereitschaft 
zurückgehe. Es wird vorgeschlagen, diese Qualifika- 
tionen bereits in die Studiengänge mit einzubau- 
en. 

Die Koalition hält die Möglichkeit, pädagogische 
Qualifikationen auch für die Ausbildung in freien 
Berufen festzulegen, für notwendig. 
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Absätze 1 und 2 

Nach § 17 der Regierungsvorlage sind Schulprüfun- 
gen, andere staatliche Prüfungen und Hochschul- 
prüfungen hinsichtlich des Nachweises der Ausbil- 
dereignung den Regelvoraussetzungen des § 17 
(Ausbildungsabschlußprüfung bzw. fachliche und 
pädagogische Ausbilderprüfung) gleichgestellt, 
wenn durch sie eine entsprechende Eignung nach- 
gewiesen wurde (§ 17 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Nr. 2). 
Die Regierungsvorlage erfaßt dagegen nicht sonsti- 
ge Prüfungen auf öffentlich-rechtlicher Grundlage, 
z. B. die nach geltendem Recht {§ 46 Abs. 1 BBiG) 
von einer zuständigen Stelle im Rahmen der Wei- 
terbildung abgenommene Prüfungen. Die Ausschuß- 
mehrheit hält es für gerechtfertigt, auch diese Prü- 
fungen in die Gleichsteilungsmöglichkeiten hin- 
sichtlich der fachlichen und der pädagogischen Eig- 
nung einzubeziehen. 

Absatz 4 

Dem Ausschuß erscheint eine Begrenzung in Num- 
mer 2 auf Meisterprüfungen zu eng. Die neue For- 
mulierung soll deshalb entsprechend den in den 
Absätzen 1 und 2 beschlossenen Änderungen den 
Anwendungsbereich des Absatzes 4 auf sonstige im 
Rahmen der Weiterbildung geregelte Prüfungen er- 
weitern (z. B. Fachwirteprüfungen im kaufmänni- 
schen Bereich). Auch diese Prüfungen führen zum 
Nachweis der fachlichen und pädagogischen Eig- 
nung, wenn sie der entsprechenden fachlichen und 
pädagogischen Ausbilderprüfung gleichwertig 
sind. 


Zu § 18 {Ausbilderprüfungen) 

Absatz 2 

Absatz 2 ist durch Streichung der Worte „von der 
Geschäftsstelle des Prüfungsausschusses oder vom 
Prüfungsausschuß" rechtstechnisch vereinfacht 
worden. Die Zuständigkeitsverteilung zwischen Ge- 
schäftsstelle und Prüfungsausschuß ist in § 120 
Abs. 1 geregelt. 

Zu § 20 (Zuerkennung der Eignung) 

In § 20 ist entsprechend dem geltenden Recht (§ 76 
Abs. 3 BBiG) eine Beteiligung der zuständigen Stel- 
le vor der Einzelfallzulassung von Ausbildern fest- 
gelegt worden, um zu gewährleisten, daß der Sach- 
verstand und die Sachnähe der zuständigen Stelle 
bei der Entscheidung durch die zuständige Landes- 
behörde berücksichtigt wird. 

Zu § 22 (Durchführung der Aufsicht) 

Absatz 1 

Absatz 1 ist entsprechend einem Vorschlag des 
Ausschusses für Kuiturfragen des Bundesrates er- 
gänzt worden, um die Wirksamkeit der Aufsicht zu 
sichern. Mit der beschlossenen Änderung werden 
zugleich die vom Ausschuß für Kulturfragen des 
Bundesrates geäußerten Zweifel hinsichtlich des 
Regelungsumfanges der allgemeinen Verwaltungs- 


vorschriften nach Absatz 8 ausgeräumt. Mit der 
Einbeziehung der „angemessenen Zeitabstände" in 
die materielle Aufsichtsvorschrift des Absatzes 1 
wird klargestellt, daß auch in den allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften Regelungen über die Häu- 
figkeit von Aufsichtsmaßnahmen getroffen werden 
können. 

Absatz 1 

Der Ausschuß hält es für zweckmäßig, die Zusam- 
menarbeit zwischen der Bundesanstalt für Arbeit 
und den zuständigen Stellen gesetzlich abzusichern. 
Damit wird in Verbindung mit den entsprechenden 
Bestimmungen des vom Bundestag bereits verab- 
schiedeten neuen Jugendarbeitsschutzgesetzes 
(§ 53) ein durchlässiges System wechselseitiger In- 
formationen geschaffen. Die Einbeziehung der Bun- 
desanstalt in dieses Informationssystem erscheint 
notwendig, weil die Mitteilungen der zuständigen 
Stellen an die Arbeitsämter über die Eignung der 
Ausbildungsstätte und des Ausbildungspersonals 
erforderlich sind, damit die Bundesanstalt ihre Auf- 
gabe nach § 29 Abs. 2 des Arbeitsförderungsgeset- 
zes, geeignete Ratsuchende nur in fachlich, gesund- 
heitlich und erzieherisch einwandfreie Ausbil- 
dungsstellen zu vermitteln, optimal erfüllen kann. 
Zugleich ist klargestellt, daß diese Auskünfte nicht 
gegen die in Absatz 6 festgelegte Geheimhaltungs- 
pflicht verstoßen. 

Zu § 24 (Prüfungen) 

Absatz 1 

Die CDU/CSU hat die Befürchtung vertreten, das 
Instrument der Teil- und Zwischenprüfungen sei im 
Regierungsentwurf zu extensiv angelegt. 

Die Koalition hielt dagegen das Instrument der 
Teilprüfungen einerseits deshalb für wichtig, weil 
damit die besonderen Belange bei der Ausbildung 
Erwachsener berücksichtigt werden könnten. Wei- 
terhin könnten mit dieser Regelung die Ausbil- 
dungschancen und die Ausbildungsbereitschaft be- 
nachteiligter Jugendlicher verbessert werden, weil 
das bisherige „alles oder nichts" — Prinzip (voller 
Abschluß oder keine Qualifikation) abgelöst werde 
durch die Möglichkeit gestufter Qualifikationen bei 
gleichzeitiger Sicherung des Bildungsanspruchs al- 
ler Jugendlichen (§32 Abs. 3). Die Koalition hat in 
Absatz 1 auf die Aufzählung der Prüfungsformen 
verzichtet, weil bereits in der zugrunde liegenden 
Ausbildungsordnung festgelegt wird, ob außer der 
Abschlußprüfung auch Teil- und Zwischenprüfun- 
gen durchzuführen sind (§ 8 Abs. 2). Dementspre- 
chend wird auch die Überschrift geändert. 

Absatz 2 

Absatz 2 ist entsprechend dem Änderungsvorschlag 
zu § 18 Abs. 2 rechtstechnisch einfacher formuliert 
worden, vgl. Bericht zu § 18 Abs. 2. 

Absatz 4 

Wegen der systematisch genaueren Abgrenzung 
der Prüfungsordnungen von den Ausbildungsord- 
nungen (vgl. § 8 Abs. 2 in der vom Ausschuß be- 
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schlossenen Fassung und Bericht hierzu), sind die 
in Absatz 4 der Regierungsvorlage enthaltenen Re- 
gelungen entbehrlich. Auch für Prüfungsteile — ■ so- 
weit sie nach der Prüfungsordnung vorgesehen sind 
(vgl. § 29 Abs. 3 in der vom Ausschuß beschlosse- 
nen Fassung) — gelten die Absätze 1 und 2 des § 24 
unmittelbar, da Teile von Prüfungen Prüfungen im 
Sinne des § 24 sind. 

Zu § 27 (Anrechnung von Prüfungsleistungen) 

Die CDU/CSU erklärt grundsätzlich, daß eine ord- 
nungsgemäße Abschlußprüfung nicht durch eine 
Summe von Teilprüfungen ersetzt werden könne. 

Die Fraktionen der SPD und FDP verweisen auf 
ihre Stellungnahme zu § 24, in der die Notwendig- 
keit von Teilprüfungen begründet wurde. 

Absätze 1 und 1 a 

Die Ausschußmehrheit war der Auffassung, daß 
trotz der im Anhörungsverfahren insbesondere von 
seiten der Wirtschaft erhobenen Forderung, § 27 zu 
streichen, an den vom Regierungsentwurf vorgese- 
henen Möglichkeiten zur Anrechnung von Prü- 
fungsleistungen grundsätzlich festgehalten werden 
muß. Diese Anrechnungsmöglichkeiten bilden ein 
wesentliches Element der vom Entwurf intendierten 
und von der Ausschußmehrheit befürworteten grö- 
ßeren Flexibilität im Prüfungswesen. Sie fördern 
auch im Prüfungswesen eine Kooperation zwischen 
schulischer und betrieblicher Berufsausbildung. 

Um eine Überforderung der Prüfungsausschüsse zu 
vermeiden, werden die Anrechnungsmöglichkeiten 
allerdings differenzierter gestaltet. Eine zwingende 
Befreiung ist nach Absatz 1 nur für solche Prü- 
fungsleistungen festgelegt, die im Rahmen des je- 
weiligen Ausbildungsganges selbst erbracht wor- 
den sind, vorausgesetzt der Prüfungsteilnehmer be- 
antragt dies und fügt die entsprechenden Unterla- 
gen (z. B. Prüfungszeugnisse) bei. Demgegenüber ist 
die Anrechnung sonstiger Prüfungsleistungen in 
Absatz 1 a als bloße Soll-Vorschrift und — abgese- 
hen vom Antragserfordernis — nur unter der 
Voraussetzung festgelegt worden, daß die für die 
Befreiung maßgebenden Sachverhalte (z. B. Umfang 
der Prüfungsanforderungen) vom Antragsteller 
glaubhaft gemacht werden. 

Maßgebend für diese Differenzierung war die Über- 
legung, daß es bei der Anrechnung von Prüfungs- 
leistungen im Sinne des Absatzes 1 nicht zu prinzi- 
piellen Schwierigkeiten in der Praxis kommen 
kann. Dies gilt insbesondere für vorgezogene Prü- 
fungsteile nach § 29 Abs. 2 und 3 in der vom Aus- 
schuß beschlossenen Fassung, weil die entspre- 
chenden Prüfungsanforderungen in den Ausbildungs- 
ordnungen bundeseinheitlich geregelt sind. 

Hinsichtlich der in der Berufsschule erbrachten Lei- 
stungen wird die Anrechnung naturgemäß um so 
besser durchführbar sein, je besser die Prüfungsan- 
forderungen aufeinander bezogen sind und damit 
die Vergleichbarkeit gewährleistet ist. 

Demgegenüber kann eine Entscheidung über die 
Anrechnung nach Absatz 1 a wegen mangelnder 


Vergleichbarkeit der Leistungen zu größeren 
Schwierigkeiten in der Praxis führen. Deshalb ist 
für diese Fälle eine Anrechnung nur dann vorgese- 
hen, wenn der Prüfungsausschuß eine vom Prü- 
fungsteilnehmer glaubhaft gemachte sachliche Ent- 
sprechung der betreffenden Prüfungsleistungen 
feststellen kann. Die Ausschußmehrheit geht davon 
aus, daß sich nach einer Anlaufphase auch in die- 
sen Fällen Erfahrungswerte bilden werden, die eine 
Entscheidung über die Anrechenbarkeit in der 
Mehrzahl der Fälle ohne unzumutbaren Verwal- 
tungsaufwand ermöglichen. 

Absatz 2 

Rechtstechnische Folgeänderung aufgrund der Auf- 
gliederung des Absatzes 1 der Regierungsvorlage in 
zwei Absätze. 

Zu § 28 (Zulassung zur Prüfung) 

Absatz 1 

Absatz 1 ist entsprechend dem Änderungsvorschlag 
zu § 18 Abs. 2 rechtstechnisch einfacher formuliert 
worden, vgl. Bericht zu § 18 Abs. 2. 

Absätze 2, 3 und 5 

Die Absätze 2 und 3 sind an § 24 Abs. 1 in der vom 
Ausschuß beschlossenen Fassung angepaßt worden 
(vgl. Bericht zu § 24 Abs. 1). Damit kann § 28 Abs. 5 
des Regierungsentwurfs entfallen (vgl. auch Bericht 
zu §24 Abs. 4). 

Zu § 29 (Prüfungsordnungen) 

Entsprechend der in § 8 Abs. 2 vorgenommenen Ab- 
grenzung der Regelungsbereiche von Ausbildungs- 
ordnungen und Prüfungsordnungen (vgl. Bericht 
hierzu) sind die Regelungen über vorgezogene Prü- 
fungsteile und ausbildungsbegleitende Leistungs- 
nachweise in § 29 eingefügt worden (Absätze 2 und 
3). Damit wird klargestellt, daß diese neuen Prü- 
fungsformen lediglich durch eine Prüfungsordnung 
eingeführt werden können. 


Zu § 31 (Gleichstellung von Abschlüssen) 

Nach Ansicht der Opposition ist der Umfang der 
Rechtsverordnungsermächtigung nicht ausreichend 
bestimmt. Die Koalition ist der Auffassung, daß 
eine Einschränkung der Verordnungsermächtigun- 
gen den fachlichen Inhalt von Ausbildungsgängen 
unzulässig präjudizieren würde. Der Regierungsent- 
wurf entspricht deshalb geltendem Recht. 


Zu § 32 (Begründung des Berufsausbildungs- 
verhältnisses) 

Absatz 5 

Die Formulierung im letzten Halbsatz des Absat- 
zes 5 ist entsprechend einem Vorschlag des Rechts- 
ausschusses des Bundesrates der üblichen zivil- 
rechtlichen Terminologie angepaßt worden. 
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Zu § 33 (Niederschrift) 

Absatz 1 

In Absatz 1 Nr. 4 ist der Plural „Ausbildungsstät- 
ten" auf Anregung der CDU/CSU durch den Singu- 
lar „Ausbildungsstätte" ersetzt worden, um Mißver- 
ständnisse auszuräumen und zu verdeutlichen, daß 
diese Bestimmung nicht darauf abzielt, die Ausbil- 
dung in mehreren Ausbildungsstätten als Regel fest- 
zulegen. Der Zweck der Vorschrift, entsprechend 
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 des geltenden Berufsbildungsgeset- 
zes klarzustellen, daß in die Niederschrift auch die 
Lernorte, an denen die Berufsausbildung durchge- 
führt wird, aufzunehmen sind, wird auch durch die 
vom Ausschuß beschlossene Fassung sicherge- 
stellt. 

In Absatz 1 Nr. 6 ist zusätzlich die wöchentliche 
Ausbildungszeit aufgenommen worden, weil diese 
Synchronisierung des Vertragsrechts mit den Vor- 
schriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes sich als 
zweckmäßig erwiesen hat. 

Zu § 34 (Probezeit) 

Absatz 2 

Die Vorschrift soll nach der Begründung des Regie- 
rungsentwurfs eine Verlängerung der Probezeit in 
den Fällen ermöglichen, in denen die Berufsausbil- 
dung während der Probezeit nicht beim Ausbilden- 
den durchgeführt wird (z. B. für berufsschulischen 
Blockunterricht und/oder überbetriebliche Ausbil- 
dungsphasen am Beginn der Berufsausbildung). Die- 
se Fälle werden aber durch die Regierungsvorlage 
nur teilweise erfaßt, nämlich in den Fällen, in de- 
nen die eigentliche betriebliche Ausbildung vor 
Ablauf von sechs Monaten beginnt. Außerdem wei- 
tet die nach der Regierungsvorlage vorgesehene 
Möglichkeit zur Verlängerung der Probezeit die je- 
derzeitige Kündigungsmöglichkeit erheblich aus 
und gefährdet damit den mit der Festlegung der 
Fristen in Absatz 1 verbundenen Schutz des Auszu- 
bildenden. Aus diesen Gründen erschien es der 
Ausschußmehrheit unabhängig von der allgemeinen 
Problematik der Probezeit (vgl. dazu Begründung 
zu § 34 Abs. 1 des Regierungsentwurfs) gerechtfer- 
tigt, Absatz 2 zu streichen. Damit wird auch der 
Empfehlung des Ausschusses für Arbeit und Sozial- 
ordnung, die unterschiedlichen Probezeitregelungen 
in § 34 zu vereinheitlichen, Rechnung getragen. 

Zu § 35 (Pflichten des Ausbildenden) 

Absatz 1 

Absatz 1 ist an die geänderte Fassung des § 5 
Abs. 1 angepaßt worden (vgl. hierzu Bericht zu § 5 
Abs. 1). 

Zu § 40 (Fortbildung des Ausbildungsgeldes) 

Absatz 1 

Die Bestimmungen des Absatzes 1 über die Fortzah- 
lung des Ausbildungsgeldes sind an das Straf- 
rechtsreform-Ergänzungsgesetz vom 28. August 


1975 (Bundesgesetzbl. I S. 2289) angepaßt worden. 
Durch die Bezugnahme auf § 616 Abs. 2 Satz 3 BGB 
in Nummer 3 des Absatzes 1 wird sichergestellt, 
daß die Pflicht zur Fortzahlung des Ausbildungsgel- 
des auch im Falle einer rechtmäßigen Sterilisation 
oder eines rechtmäßigen Schwangerschaftsabbru- 
ches besteht. § 616 Abs. 2 Satz 3 in der Fassung des 
Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetzes lautet: „Eine 
nicht rechtswidrige Sterilisation und ein nicht 
rechtswidriger Abbruch der Schwangerschaft durch 
einen Arzt gelten als unverschuldete Veränderun- 
gen an der Dienstleistung". 

Zu § 41 (Beendigung) 

Absatz 3 

In Absatz 3 ist entsprechend einem Vorschlag des 
Rechtsausschusses des Bundesrates das Wort „ins- 
gesamt" eingefügt worden, um klarzustellen, daß 
auch im Falle des Nichtbestehens der Wiederho- 
lungsprüfung die Frist von einem Jahr, gerechnet 
vom Beginn der erstmaligen Verlängerung an, die 
Höchstgrenze für die Verlängerung darstellt. 

Absatz 4 

Durch die Einfügung des Wortes „zulässig" ist ver- 
deutlich worden, daß die Vorschriften der Absätze 
2 und 3 über die Beendigung des Ausbildungsver- 
hältnisses für den Fall der Teilprüfung nur dann 
gelten, wenn ein entsprechender Teilvertrag bei Ju- 
gendlichen unter 18 Jahren nach §32 Abs. 3 von 
der zuständigen Stelle genehmigt worden ist (vgl. 
auch Begründung zu Absatz 4 des Regierungsent- 
wurfs). 

Zu § 44 a (Anwendung von Ausbildungsvertrags- 
recht) 

Nach dem Regierungsentwurf (§ 32 Abs. 1) gilt das 
Ausbildungsvertragsrecht für die Fälle, in denen 
die Berufsausbildung nach einer Ausbildungsord- 
nung oder nach Regelungen nach § 7 Abs. 1 oder 
§11 Abs. 2 durchgeführt wird. Für Jugendliche 
stellt §7 Abs. 1 sicher, daß Personen unter 18 Jah- 
ren nur in anerkannten Ausbildungsberufen und 
nach der Ausbildungsordnung ausgebildet werden 
dürfen. Für die Berufsausbildung Erwachsener gel- 
ten die vertragsrechtlichen Regelungen nur dann, 
wenn die Berufsausbildung nach einer Ausbil- 
dungsordnung durchgeführt wird, was zu vereinba- 
ren im freien Belieben der Vertragspartner steht 
(vgl. Begründung zu § 7 und zu § 32 Abs. 1 des Re- 
gierungsentwurfs). Demgegenüber galt nach bishe- 
rigem Recht das Ausbildungsvertragsrecht generell 
auch für die Berufsausbildung Erwachsener (§§ 3 ff., 
19BBiG). 

Der Ausschuß schlägt einen Mittelweg zwischen 
diesen beiden Regelungsmöglichkeiten vor, der ent- 
sprechend dem Grundgedanken des geltenden 
Rechts das Ausbildungsvertragsrecht im Interesse 
der Rechtsklarheit auch für die Berufsausbildung 
Erwachsener grundsätzlich für anwendbar erklärt, 
aber gleichzeitig im Interesse der notwendigen Fle- 
xibilität bei der Berufsausbildung Erwachsener ab- 
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weichende Vereinbarungen zwischen Ausbildenden 
und Auszubildenden zuläßt. Mit dieser Regelung 
wird also für die Ausbildung Erwachsener, die 
nicht nach einer Ausbildungsordnung durchgeführt 
wird, eine Ausnahme vom zwingenden Charakter 
des Ausbildungsvertragsrechts (§ 43) gemacht, ver- 
bunden aber mit der Notwendigkeit, Abweichungen 
von den Vertragsvorschriften ausdrücklich zu ver- 
einbaren. 


Zu § 46 (Eintragung in das Verzeichnis) 

Absatz 3 

Der neu aufgenommene Satz 2 entspricht § 33 
Abs. 2 des geltenden Berufsbildungsgesetzes. Er soll 
der zuständigen Stelle bereits zum Zeitpunkt des 
Antrages auf Eintragung in das Verzeichnis der Be- 
rufsausbildungsverhältnisse die erforderlichen In- 
formationen zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 21 
Abs. 2 liefern. Die zuständige Stelle muß zum frü- 
hestmöglichen Zeitpunkt darüber unterrichtet sein, 
ob Ausbilder — auch in der erforderlichen Zahl — 
in der Ausbildungsstätte vorhanden sind. Darüber 
hinaus ist es wegen der Möglichkeit, Ausbildungs- 
zeiten abzukürzen (vgl. § 12), für die zuständige 
Stelle wichtig zu wissen, welche allgemeine und 
berufliche Ausbildung der Auszubildende vor Ein- 
tritt in das Berufsausbildungsverhältnis durchlaufen 
hat. 


Zu § 47 (Anerkennung von Maßnahmen der berufli- 
chen Weiterbildung) 

Absatz 1 

Durch die in Satz 2 vorgeschlagene Beschränkung 
des Anerkennungsverfahrens auf Maßnahmen von 
mindestens öOstündiger Dauer soll der von allen 
Beteiligten im Anhörungsverfahren und von der 
CDU/CSU im Ausschuß erhobenen Forderung Rech- 
nung getragen werden, nur längerfristige Maßnah- 
men in den Regelungsbereich des Gesetzes ein- 
zubeziehen. Damit kämen nach den im Anhörungs- 
verfahren mitgeteilten Zahlen über die Dauer der 
zur Zeit angebotenen Weiterbildungsmaßnahmen 
(ca. 1 ^/o länger als ein Monat; ca. 20*^70 bis zu ei- 
nem Monat; ca. 80 ®/o unter einer Woche) nur etwa 
20 Prozent der angebotenen Maßnahmen für das 
„Gütesiegelverfahren" nach § 47 in Betracht. Die in 
der Wirtschaft übliche kurzfristige Anpassungswei- 
terbildung wird von der Vorschrift also nicht er- 
faßt. 

Absatz 2 

Die Formulierungen des Absatzes 2 über die Anfor- 
derungen an die Weiterbildungsstätte sind an die 
geänderte Fassung des § 14 Abs. 1 und 2 angepaßt 
worden (vgl. auch Bericht zu § 14 Abs. 1 und 2). 

Zu § 49 (Anerkennung von Weiterbildungsberufen, 
Weiterbildungsordnungen) 

Die CDU/CSU vertrat bezüglich des Regierungsent- 
wurfs die grundsätzliche Ansicht, daß den beson- 


deren Bedingungen und Erfordernissen sowie dem 
grundsätzlichen Normierungsbedürfnis des Weiter- 
bildungsbereiches mit den vorgesehenen Rege- 
lungsmechanismen nicht entsprochen werde (zu- 
gleich in bezug auf § 50). 

Die Ausschußmehrheit weist demgegenüber darauf 
hin, daß nach dem Regierungsentwurf nur dann 
ein Weiterbildungsberuf geregelt werde, wenn dies 
— auch nach der Meinung der Verbände der Wirt- 
schaft — erforderlich sei. Der Regierungsentwurf 
sehe ausdrücklich vor, nur Weiterbildungsabschnit- 
te oder Weiterbildungsprüfungsanforderungen zu 
regeln (§ 49 Abs. 2), soweit dies zweckmäßig sei. 

Außerdem sei wichtig, daß Weiterbildung — im 
Gegensatz zur Berufsausbildung Jugendlicher — 
auch außerhalb von Weiterbildungsordnungen 
durchgeführt werden könne. Die Regelungen des 
Regierungsentwurfs seien nicht verpflichtend, son- 
dern ein Angebot an die Weiterbildungsträger. 


Zu § 50 (Inhalt der Weiterbildungsordnung) 

Absatz 2 

Absatz 2 ist an die geänderte Fassung des § 9 
Abs. 2 angepaßt worden. 

Zu § 52 (Weiterbildungsstätten, Weiterbildungsper- 
sonal) 

§ 52 Nr. 1 ist an die geänderte Fassung des § 14 
Abs. 1 angepaßt worden. 


Zu § 53 (Prüfungen in der beruflichen Weiterbildung) 

Satz 1 ist entsprechend der geänderten Fassung des 
§ 24 Abs. 1 umformuliert worden (vgl. Bericht zu 
§ 24 Abs. 1). 


Zu § 55 (Prüfungen außerhalb von Weiterbildungs- 
ordnungen) 

Absatz 1 

Durch die Einfügung einer Verweisung auf § 117 
Abs. 7 in Satz 3 wird entsprechend einem Vorschlag 
des Ausschusses für Arbeits- und Sozialpolitik des 
Bundesrates klargestellt, daß die zuständige Stelle 
bei der Regelung von Prüfungen, die sie nach § 55 
durchführen kann, auch ermächtigt ist, Bestimmun- 
gen über die Kosten der Prüfungen und die Ent- 
schädigung der Prüfungsausschußmitglieder zu tref- 
fen. 

Durch die Einfügung des Satzes 4 in Absatz 1 soll 
sichergestellt werden, daß die zuständigen Stellen 
zu den von ihnen nach Absatz 1 durchgeführten 
Prüfungen auch solche Bewerber zulassen müssen, 
die eine Weiterbildung in anderen Einrichtungen 
durchlaufen haben, als in denen, für die die zustän- 
dige Stelle nach den §§ 109, 110 zuständig ist. Da- 
mit soll insbesondere der Zulassungsanspruch sol- 
cher Bewerber gewährleistet werden, die Weiterbil- 
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dungsmaßnahmen nicht kammerzugehöriger Wei- 
terbildungsträger durchlaufen haben. 

Absatz 2 

Nach § 55 der Regierungsvorlage können die zu- 
ständigen Stellen anerkannte Prüfungen in der be- 
ruflichen Weiterbildung durchführen und alle dafür 
erforderlichen materiellen und verfahrensrechtli- 
chen Regelungen treffen. Da diese Regelungen auch 
zum Erlaß belastender Verwaltungsakte (z. B. im 
Verfahren der Zulassung zur Prüfung) ermächtigen, 
können sie nach dem Grundsatz der Gesetzmäßig- 
keit der Verwaltung (Artikel 20 Abs. 3 GG) nur 
durch Gesetz, Satzung oder Rechtsverordnung ge- 
schaffen werden. Dieser verfassungsrechtlichen 
Notwendigkeit trägt § 55 der Regierungsvorlage 
nicht Rechnung, wenn die zuständige Stelle eine 
Behörde der unmittelbaren Staatsverwaltung ist 
und daher kein Satzungsrecht erlassen kann. Um 
auch für diese Behörden die Möglichkeit rechts- 
wirksamer Regelungen nach § 55 zu eröffnen, ist 
deshalb ein neuer Absatz 2 eingefügt worden, der 
es in den genannten Fällen ermöglicht, die zustän- 
digen Stellen zu Regelungen nach Absatz 1 durch 
Rechtsverordnungen zu ermächtigen. Die unter- 
schiedlichen Subdelegationsmöglichkeiten in Satz 1 
und Satz 2 berücksichtigen die im Grundgesetz fest- 
gelegte Verteilung der Verwaltungskompetenzen 
zwischen Bund und Ländern. 


Zu §§ 56, 57 (Fernunterricht in der beruflichen Bil- 
dung) 

Bis zum Inkrafttreten des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Fernunterrichts- 
schutzgesetzes — Drucksache 7/4245 — soll die mit 
dem Berufsbildungsgesetz von 1969 für den berufs- 
bildenden Fernunterricht geschaffene Rechtslage 
unverändert erhalten bleiben. Damit wird eine rei- 
bungslose und rechtstechnisch einfache Überlei- 
tung des geltenden Rechts auf das mit dem Fernun- 
terrichtsschutzgesetz neu geregelte Fernunterrichts- 
recht gewährleistet. Deshalb sieht § 129 Abs. 6 in 
der vom Ausschuß beschlossenen Fassung vor, daß 
§ 60 Abs. 4 des Berufsbildungsgesetzes von 1969 zu- 
nächst fortgilt. Da also bis zum Inkrafttreten des 
Fernunterrichtsschutzgesetzes das geltende Recht 
insoweit unverändert bleibt, werden die in der Re- 
gierungsvorlage vorgesehenen Fernunterrichtsrege- 
lungen, insbesondere die §§ 56, 57 überflüssig. Die 
endgültige Ablösung des durch §129 Abs. 6 über- 
gangsweise weiter geltenden alten Rechts (§ 60 
Abs. 4 BBiG 1969) wird im Fernunterrichtsschutzge- 
setz durch eine entsprechende Änderung des neuen 
Berufsbildungsgesetzes vorgenommen werden. 


Zu § 58 (Anwendungsbereich) 

In § 58 ist entsprechend dem Vorschlag des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung eine Defini- 
tion des Begriffes Behinderter aufgenommen wor- 
den, die den Anwendungsbereich der für Behinder- 
te geltenden Vorschriften des Gesetzes (insbeson- 
dere § 7 Abs. 2, §§ 11, 58 bis 64, 95 a) präzisiert. 


Zu § 60 (Ausschließlichkeitsgrundsatz, Ausbildungs- 
stätten für Behinderte) 

Absatz 2 

Absatz 2 ist entsprechend einem Vorschlag des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung präzi- 
siert worden. Das in der Regierungsvorlage ver- 
wendete Abgrenzungskriterium — ausschließliche 
oder überwiegende Ausbildung Behinderter — er- 
scheint nicht ausreichend, weil hiermit auch ge- 
werbliche Betriebe, die (gelegentlich) überwiegend 
Behinderte ausbilden, erfaßt und den besonderen 
Eignungsbestimmungen des § 61 unterworfen wür- 
den. Durch die Neufassung ist klargestellt worden, 
daß den besonderen Eignungsbestimmungen des 
§ 61 nur solche Ausbildungsstätten unterliegen, die 
nach ihrer besonderen Zweckbestimmung regelmä- 
ßig Behinderte ausbilden, also nur die eigentlichen 
Rehabilitationseinrichtungen. 

Zu § 63 (Eignung des Personals in der Berufsausbil- 
dung Behinderter) 

Absatz 1 

Auf Vorschlag des Ausschusses für Arbeit und So- 
zialordnung sind in Anlehnung an die Einschrän- 
kung in § 60 Abs. 2 die Bestimmungen über die 
besondere Eignung des Ausbildungspersonals auf 
die Fälle beschränkt worden, in denen Behinderte 
in Ausbildungsstätten für Behinderte ausgebildet 
werden. Damit ist klargestellt, daß die Ausbildung 
Behinderter, die nicht in Ausbildungsstätten für Be- 
hinderte, sondern in „normalen“ betrieblichen oder 
sonstigen Einrichtungen erfolgt, nicht von den be- 
sonderen Eignungsbestimmungen des Absatzes 1 er- 
faßt wird. 


Zu § 64 (Rechtsbeziehungen in der Berufsausbil- 
dung Behinderter) 

Absatz 1 

Nach Absatz 1 der Regierungsvorlage mußte ein 
Ausbildender Ausbildungsgeld nur zahlen und Aus- 
bildungsmittel nur dann kostenlos zur Verfügung 
stellen, wenn ihm diese Kosten von einem Rehabili- 
tationsträger erstattet wurden. Diese Regelung hät- 
te zu Kollisionen mit den für die Rehabilitationsträ- 
ger geltenden Leistungsgesetzen geführt, weil nach 
diesen Gesetzen die Leistungspflichten des Rehabi- 
litationsträgers nur gegenüber dem Rehabilitanden 
(Behinderten), nicht aber gegenüber dem Maßnah- 
meträger (Ausbildenden) bestehen (vgl. z. B. 
§§40 ff. AFG). Deshalb ist auf Vorschlag des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung der letzte 
Halbsatz in Satz 1 gestrichen worden. Damit be- 
schränkt sich Absatz 1 darauf, den Ausbildenden, 
der die Berufsausbildung in einer Ausbildungsstätte 
für Behinderte durchführt, generell von den ge- 
nannten Kosten zu befreien. Die Regelung der Ko- 
stenübernahme durch den Rehabilitationsträger 
bleibt wie bisher den einschlägigen Leistungsgeset- 
zen überlassen. 

Der auf Vorschlag des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung neu eingefügte Satz 2 gestattet es, 
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daß sich der Auszubildende abweichend vom Ver- 
bot des § 43 Abs. 2 Nr. 4 gegenüber dem Ausbilden- 
den verpflichtet, für die Berufsausbildung eine Ent- 
schädigung zu zahlen. Damit soll den besonderen 
Verhältnissen in den Ausbildungsstätten für Behin- 
derte entsprochen und Schwierigkeiten bei der An- 
wendung des geltenden Rechts behoben werden. 
Die in diesen Ausbildungsstätten üblicherweise von 
behinderten Auszubildenden erhobenen Lehrgangs- 
gebühren sind erforderlich, weil die in der Regel 
gemeinnützigen Ausbildungsstätten andernfalls 
nicht wirtschaftlich betrieben werden können. Den 
Auszubildenden entstehen dadurch keine zusätzli- 
chen Belastungen, weil diese Kosten nach den gel- 
tenden Leistungsgesetzen von einem Rehabilita- 
tionsträger übernommen werden. 


Zu § 67 (Zuständige Stelle, Untersagung der Ausbil- 
dungstätigkeit) 

Absatz 1 

Die in Satz 2 vorgenommene Änderung dient der 
Vereinfachung des Verfahrens. Für die Bestimmung 
der zuständigen Stelle bedarf es danach keiner 
Rechtsverordnung, sondern lediglich eines Verwal- 
tungsaktes. Außerdem regelt diese Vorschrift nun- 
mehr analog zu § 109 Abs. 5 zwingend, daß der 
Bundesminister für Verkehr eine zuständige Stelle 
bestimmt. 


Zu § 70 (Kündigung) 

Absatz 3 

Absatz 3 Satz 4 der Regierungsvorlage sah vor, daß 
der Auszubildende die Verpflegungskosten bis zur 
Ankunft des Schiffes im nächsten Hafen zu tragen 
hat, wenn der Ausbildende das Ausbildungsverhält- 
nis wegen eines vertragswidrigen Verhaltens des 
Auszubildenden gekündigt hat. Diese Rechtsfolge 
erscheint der Ausschußmehrheit unangemessen, 
weil für eine zusätzliche Verpflichtung zur Zahlung 
von Verpflegungskosten keine Veranlassung be- 
steht, sie wäre lediglich eine Art Disziplinierungs- 
oder Strafmittel und ist daher entbehrlich. 


Zu § 72 (Rechtsbeziehungen der Beteiligten in der 
Berufsausbildung, Zulassungsbescheini- 
gung) 

Absatz 1 

Satz 3 ist hinsichtlich der „wöchentlichen'" Ausbil- 
dungszeit an die geänderte Fassung des § 33 Abs. 1 
Nr. 6 angeglichen worden. Gleichzeitig wird auf- 
grund einer Anregung des Rechtsausschusses des 
Bundesrates auf § 33 Abs. 5 in Satz 3 nicht mehr Be- 
zug genommen. Maßgebend hierfür ist die Überle- 
gung, daß in den Fällen des § 72 und des § 73 kein 
Bedürfnis dafür besteht, Muster für den besonderen 
Plan durch Rechtsverordnung festzulegen. Die 
Richtlinienkompetenz der zuständigen Landesbehör- 
de nach Satz 4 ist ausreichend. 


Absatz 2 

Absatz 2 ist entsprechend dem Änderungsvorschlag 
zu § 18 Abs. 2 rechtstechnisch einfacher formuliert 
worden (vgl. Bericht zu § 18 Abs. 2). 

Zu § 74 (Berufsbildungsplanung) 

Die CDU/CSU kritisiert grundsätzlich, daß durch die 
vorgesehenen Regelungen die Möglichkeiten zen- 
traler Planungs- und Entscheidungsvorgänge über- 
schätzt würden. Sie bezweifelt, daß der Staat auch 
bei einem, von der CDU/CSU grundsätzlich bejahten, 
verbesserten statistischen Instrumentarium die 
strukturelle und qualitative Entwicklung des Aus- 
bildungsplatzmarktes entscheidend vorplanen kön- 
ne. 

Die Ausschußmehrheit verweist darauf, daß die 
Vorschriften über Statistik und Planung nicht als 
Grundlage für zentralistische Entscheidungs- oder 
Planungsvorhaben angelegt, sondern als Hilfe für 
Einrichtungen der Berufsbildung bis hinab zu den 
einzelnen Kammern bestimmt seien. Es werde zwar 
anerkannt, daß genaue Prognosen schwer erzielbar 
seien, deswegen dürfe jedoch nicht auf den Ver- 
such der Schaffung geeigneter Planungsinstrumente 
verzichtet werden. 

Absatz 4 

Es erscheint im Hinblick auf den engen Zusammen- 
hang der in Absatz 4 genannten Daten mit der Fi- 
nanzierungsregelung des Entwurfs (vgl. § 86 Abs. 1) 
zweckmäßig, die Merkmale „nichtbesetzter Ausbil- 
dungsplätze" und „Ausbildungsplätze suchende 
Personen" in Nummer 1 Buchstabe b zu präzisieren. 
Durch die vorgeschlagene Formulierung wird klar- 
gestellt, daß unter den „nichtbesetzten Ausbil- 
dungsplätzen" nur solche zu verstehen sind, die der 
Bundesanstalt für Arbeit zur Vermittlung ungebe- 
ten worden sind. Entsprechend fallen unter das 
Merkmal „Ausbildungsplätze suchende Personen" 
nur die bei der Bundesanstalt für Arbeit gemelde- 
ten Personen. 

Absätze 5 und 6 

Der Berufsbildungsbericht ist bis zum 1. März jeden 
Jahres vom zuständigen Bundesminister vorzule- 
gen. Um diesen Termin einhalten zu können, ist 
eine eindeutige Festlegung der „Datenschuldner" 
für die nach Absatz 4 benötigten Daten erforderlich. 
Deshalb ist in den neuen Absätzen 5 und 6 des § 74 
festgelegt worden, wer die nach Absatz 4 benötig- 
ten Daten zu liefern hat. Als Datenschuldner wer- 
den jeweils die Einrichtungen benannt, die die be- 
nötigten Daten zeitlich schnell und mit dem gering- 
sten Verwaltungsaufwand zur Verfügung stellen 
können. Das sind für die Zahl der bestehenden Be- 
rufsausbildungsverhältnisse nach Absatz 4 Nr. 1 
Buchstabe a die zuständigen Stellen und für die 
Zahl der Ausbildungsplätze suchenden Personen 
und die Zahl der nichtbesetzten Ausbildungsplätze 
nach Absatz 4 Nr. 1 Buchstabe b die Bundesanstalt 
für Arbeit. Die für die Angaben nach Absatz 4 Nr. 2 
benötigten Daten über die zu erwartende Zahl der 
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Schulabgänger sollen vom Statistischen Bundesamt 
zur Verfügung gestellt werden (Absatz 6). 


Zu § 75 (Zweck und Durchführung der Berufsbil- 
dungsstatistik) 

Absatz 5 

Aufgrund der vorgeschlagenen Einfügung der Ab- 
sätze 5 und 6 in § 74 ist § 75 Abs. 5 nicht mehr er- 
forderlich. 


Zu § 76 (Erhebungsbereiche) 

Nummer 5 ist im Hinblick auf das Fernunterrichts- 
schutzgesetz gestrichen worden (vgl. Bericht zu 
§§ 56, 57). 


Zu §§ 77, 78, 80 (Erhebungen über die Ausbildungs- 
stätten; 

Erhebungen über die Anerkennung 
von Maßnahmen der beruflichen 
Weiterbildung und über die Wei- 
terbildungsstätten; 

Erhebungen über die Aufsicht in 
der beruflichen Bildung) 

Im ersten Durchgang hat die CDU/CSU den Umfang 
der beabsichtigten statistischen Erhebungen als 
überzogen und zum Teil als nicht aussagekräftig be- 
zeichnet. 

Ausgehend von der geäußerten Kritik am Umfang 
des Datenkataloges hat die Ausschußmehrheit die 
Erhebungstatbestände auf solche Daten beschränkt, 
die für eine aussagefähige Berufsbildungsstatistik 
unbedingt erforderlich und bei den meisten zustän- 
digen Stellen vorhanden sind oder im Rahmen der 
eigenen Vorhaben dieser Stellen zum Ausbau der 
Berufsbildungsstatistik bald verfügbar werden. 

Im einzelnen ist auf folgende Erhebungstatbestände 
verzichtet worden: 


In § 77 Abs. 1 

In Nummer 1 — Rechtsform der Ausbildungsstät- 
ten; 

In Nummer 2 — Zahl der nicht besetzten Ausbil- 
dungsplätze; Beschränkung auf Ausbilder im Sinne 
des § 15 Abs . 1 und 2; 

In Nummer 3 — Weiterbeschäftigung nach der Be- 
rufsausbildung; 

In Nummer 4 — Beschränkung auf hauptamtliche 
Ausbilder im Sinne des § 15 Abs. 1. 


In § 78 Abs. 2 

In Nummer 3 — Erteilte Unterrichtsstunden nach 
Fächern, Art und Umfang sonstiger erwachsenden 
pädagogischen Tätigkeit. 


In § 80 

Auf Nummer 2 insgesamt. 

Zu § 81 (Erhebungen über den Fernunterricht) 

§ 81 ist im Hinblick auf das Fernunterrichtsschutz- 
gesetz gestrichen worden (vgl. Bericht zu §§ 56, 
57). 

Zu § 82 (Rechtsverordnungsermächtigung) 

Nummer 1 ist rechtsförmlich an die Streichung des 
§ 81 angepaßt worden. 

Zu § 83 (Auskunftserteilung) 

Absatz 1 

Die Nummern 3, 8 und 10 sind an die geänderte 
Fassung des § 77 Abs. 1 Nr. 4 bzw. an die Strei- 
chung des § 80 Nr. 2 und des § 81 angepaßt wor- 
den. 

Zu § 84 (Geheimhaltung) 

Absatz 3 

Absatz 3 ist rechtsförmlich an die Streichung des 
§ 81 angepaßt worden. 

Zu § 85 (Ziel der Berufsausbildungsfinanzierung) 

Die CDU/CSU lehnte die von der Koalition vorge- 
schlagene Finanzierungsregelung ab. Die vorrangi- 
ge Förderung zusätzlicher Ausbildungsplätze be- 
günstige die Betriebe, die in den zurückliegenden 
Jahren nicht oder nicht stetig im gleichen Umfang 
ausgebildet haben. Die Union habe die Wirkung ei- 
ner Umlage grundsätzlich in Zweifel gezogen; es 
sei nicht auszuschließen, daß das von SPD und FDP 
vorgesehene Verfahren entgegen den Intentionen 
zu einem Rückgang der Ausbildungsbereitschaft 
führe. 

Die Union hat unter Hinweis auf die in der Öffent- 
lichkeit gemachten Äußerungen der Koalition zu- 
dem ihre Befürchtung zum Ausdruck gebracht, daß 
mit der vorgeschlagenen Regelung der Einstieg in 
eine umfassende Fondslösung vorbereitet werden 
solle. 

Die Mehrheit des Ausschusses ist dagegen der An- 
sicht, daß das vorgesehene Finanzierungssystem 
geeignet sei, das Angebot an qualifizierten Ausbil- 
dungsplätzen zu verstärken, wenn die Wirtschaft 
ohne finanzielle Hilfen der Nachfrage nach Ausbil- 
dungsplätzen nicht gerecht zu werden vermag. 

Im übrigen verweise sie auf die Begründung des 
Regierungsentwurfs. 

Außerdem werde dafür Sorge getragen, daß Betrie- 
be, die bisher ihre Ausbildungskapazität ausge- 
schöpft hätten, ausreichend finanziell gefördert 
werden können. Keineswegs seien Betriebe einsei- 
tig begünstigt, die in der zurückliegenden Zeit 
nicht genügend ausgebildet hätten. Es sei nicht ein- 
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Zusehen, warum finanzielle Hilfen, die im Rahmen 
eines Finanzierungssystems gewährt würden, die 
Ausbildungsbereitschaft der Betriebe mindern soll- 
ten. 

Wegen der Einzelheiten verweist die Mehrheit des 
Ausschusses auf die Begründung des Regierungs- 
entwurfs. 

Zu § 86 (Förderungsmaßnahmen) 

Mit der Mehrheit von SPD und FDP wird die Regie- 
rungsvorlage geändert, um tarifvertragliche Rege- 
lungen bei der Berufsausbildungsfinanzierung in 
besonderer Weise berücksichtigen zu können. 

Absatz 2 

Tarifvertraglich vereinbarte Leistungen, die dem 
gleichen Ziel dienen wie die gesetzliche Regelung 
der Berufsausbildungsfinanzierung, ergänzen und 
verstärken die Wirkungen der aufgrund des § 86 zu 
gewährenden finanziellen Hilfen. Es ist deshalb ge- 
setzlich sicherzustellen, daß eine Stabilisierung des 
Ausbildungsplatzangebots aufgrund der tarifver- 
traglich getroffenen Regelung nicht dazu führt, daß 
in der Verordnung die Vergabe finanzieller Hilfen 
an die Ausbildungsbetriebe dieser Tarifbereiche 
eingeschränkt wird. Eine solche „Sicherungsklau- 
seF' wird in § 86 Abs. 2 als neuer Satz 3 aufgenom- 
men. 

Es ist darüber hinaus gerechtfertigt, die tarifver- 
traglich vereinbarten Leistungen als einen besonde- 
ren Faktor bei der Bemessung der Höhe der finan- 
ziellen Hilfen nach § 86 angemessen zu berücksich- 
tigen. Diese Berücksichtigung soll in der Weise ge- 
schehen, daß aufgrund der durch einen 2. Halbsatz 
in Satz 4 ergänzten Ermächtigung des § 86 Abs. 2 
der Verordnungsgeber bei der kostenorientierten 
Bestimmung der Höhe der finanziellen Hilfen einen 
Zuschlag für die nach dem Tarifvertrag zu leisten- 
den Aufwendungen hinzurechnet. 

Die tarifvertraglichen Leistungen können dazu füh- 
ren, daß infolge der durch sie bewirkten Stabilisie- 
rung des Ausbildungsplatzangebotes im Tarifbe- 
reich nicht in gleicher Weise wie in anderen Bran- 
chen zusätzliche Plätze im Sinne des § 86 Abs. 1 
Nr. 1 verfügbar gemacht werden können, und zwar 
deshalb, weil bereits die tarifvertragliche Regelung 
der Berufsausbildungsfinanzierung ähnliche Effekte 
schafft, wie sie durch die Anreizwirkungen des § 86 
Abs. 1 Nr. 1 angestrebt werden. Dieser Tatbestand 
rechtfertigt es, in der Höhe der finanziellen Hilfen 
nach Nummern 1 und 2 des § 86 Abs. 1 in Fällen ta- 
rifvertraglicher Regelungen der beschriebenen Art 
weniger stark zu differenzieren als bei Bereichen 
ohne Finanzierungsregelung. 

Der Verordnungsgeber kann aus Gründen der Prak- 
tikabilität der verwaltungsmäßigen Durchführung 
nicht jede tarifvertragliche Regelung mit begrenz- 
ter regionaler Bedeutung und Wirkung bei der Be- 
messung der Höhe finanzieller Hilfen berücksichti- 
gen. Deshalb ist eine Anrechnung tarifvertraglicher 
Aufwendungen nur in Fällen zugelassen, in denen 
alle Arbeitgeber, die fachlich vom Tarifvertrag er- 
faßt werden, im gesamten Geltungsbereich des Ge- 


setzes eine Abgabe nach dem Tarifvertrag lei- 
sten. 

Die Einbeziehung der tarifvertraglichen Regelungen 
in die Überlegungen der Koalition wurde von der 
CDU/CSU grundsätzlich begrüßt. 

Zu § 87 (Berufsausbildungsabgabe) 

Durch die Ausschußmehrheit wurden folgende Än- 
derungen beschlossen: 

Absatz 1, Absatz 1 a 

Hierdurch wird geregelt, was mit den Mitteln zu 
geschehen hat, die nach Außerkrafttreten der 
Rechtsverordnung noch vorhanden sind. Solche 
Mittel können z. B. in Fällen einer Rückerstattung 
unberechtigt bezogener finanzieller Hilfen noch an- 
fallen. 

Mittel in nicht wesentlicher Höhe (bis zu etwa 
10 Vo des Gesamtvolumens der Berufsausbildungs- 
abgabe) sind als finanzielle Hilfen nach § 86 Abs. 1 
zu verwenden. Etwa darüber hinausgehende Rest- 
mittel werden anteilig ausgeschüttet. 

Absatz 2 

Soweit eine tarifvertraglich vereinbarte Finanzie- 
rung der Berufsausbildung durchgeführt wird, sind 
die Unternehmen zur Zahlung von zwei Umlagen 
verpflichtet — nach dem Gesetz und nach dem Ta- 
rifvertrag. Diese Doppelzählung muß für die Unter- 
nehmen nicht nur in ihrer wirtschaftlichen Bela- 
stung durch Anrechnung der tarifvertraglich zu lei- 
stenden Umlagen als Kostenfaktor der Berufsausbil- 
dung (vgl. die Begründung zu § 86 Abs. 2), sondern 
auch in ihrer organisatorischen Durchführung er- 
träglich gestaltet werden. Werden durch Tarifver- 
trag die organisatorischen Voraussetzungen ge- 
schaffen, die sich auch für die Durchführung der 
gesetzlichen Finanzierung eignen, dann soll zur Er- 
leichterung der technischen Abwicklung der Zah- 
lungsvorgänge nur eine Einrichtung zuständig sein, 
die sowohl die Aufgaben nach dem Gesetz als auch 
nach dem Tarifvertrag übernimmt. 

Durch die als neue Sätze 4 und 5 eingefügte Rege- 
lung wird dieser Rechtszustand ermöglicht. Selbst- 
verständliche Voraussetzung für die Übertragung 
der Aufgaben, die nach der gesetzlichen Regelung 
der Finanzierung zu erfüllen sind, ist die Eignung 
der nach dem Tarifvertrag zuständigen Stelle für 
die Durchführung dieser Ausgaben und für eine et- 
waige Schuldübernahme nach Satz 6. 

Außerdem soll eine solche Sonderregelung, die im 
Interesse der Unternehmen des Tarifvertragsbe- 
reichs getroffen werden soll, nicht gegen den Wil- 
len der Tarifvertragsparteien vorgenommen wer- 
den; die Übertragung der Aufgaben wird demzufol- 
ge von dem Einvernehmen der Tarifvertragspartei- 
en abhängig gemacht. 

Sind aufgrund mehrerer Tarifverträge, die aller- 
dings gemeinsam den gesamten Geltungsbereich 
des Gesetzes ausfüllen müssen, wie sich aus der 
Verweisung in Satz 4 auf § 86 Abs. 2 Satz 4 ergibt, 
mehrere Stellen für die Durchführung der tarifver- 
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traglich vereinbarten Finanzierung zuständig, dann 
muß für die Durchführung der gesetzlichen Finan- 
zierung eine Stelle Aufgabenträger werden. Satz 5 
ermöglicht es aber, daß das tarifvertraglich vorge- 
gebene System intern unberührt bleiben kann. 

Die durch Satz 6 geschaffene Möglichkeit einer 
Schuldübernahme durch die nach der tarifvertragli- 
chen Regelung zuständigen Stelle mit befreiender 
Wirkung für die sonst nach dem Zahlungspflichti- 
gen Arbeitgeber des Tarifvertragsbereichs dient der 
Erleichterung der organisatorischen und verwal- 
tungsmäßigen Durchführung. Das Gesetz läßt mit 
dieser Regelung zu, daß sich die Zahlungsmodalitä- 
ten im Verhältnis zwischen dem einzelnen Arbeit- 
geber und der Stelle nach anderen Regeln, als sie 
das Gesetz vorsieht, abwickeln, wenn die Stelle die 
Schuld übernimmt. 

Die in § 87 Abs. 2 vorgenommenen Änderungen 
sind in gleicher Weise wie die zugunsten tarifver- 
traglich vereinbarten Finanzierungsregelungen in 
§ 86 Abs. 2, § 87 Abs. 8 Nr. 6 und Abs. 11 sowie § 88 
eingefügten Ergänzungen mit besonderer Blickrich- 
tung auf die bisher als einzige Regelung dieser Art 
geschaffene Finanzierung im Baugewerbe formu- 
liert worden. Diese tarifvertragliche Regelung er- 
füllt die Voraussetzung, an die in § 86 Abs. 2, § 87 
Abs. 2 und § 88 Abs. 1 die Sonderregelung geknüpft 
ist. Zugunsten der tarifvertraglich vereinbarten Be- 
rufsausbildungsfinanzierung im Baugewerbe wird 
demzufolge auch von den Möglichkeiten Gebrauch 
zu machen sein, im Verordnungswege die Vor- 
schriften zu schaffen, die eine Erleichterung für die 
Unternehmen des Tarifvertragsbereichs bringen sol- 
len. 

Absatz 8 

Die neu in Buchstabe b eingefügte Regelung dient 
ebenfalls der technischen Erleichterung der Ab- 
wicklung der Berufsausbildungsfinanzierung in Fäl- 
len, in denen neben der gesetzlichen Regelung eine 
tarifvertragliche Vereinbarung über eine Berufsaus- 
bildungsfinanzierung gilt. 

Absatz 1 1 (neu) 

Die in dieser Vorschrift getroffene Regelung ent- 
spricht der Vorschrift des Absatzes 10. Im Regelfall, 
in dem die Berufsgenossenschaften die Berufsaus- 
bildungsabgaben einziehen, werden die für diese 
Einrichtungen zuständigen Sozialgerichte auch für 
Streitigkeiten in Angelegenheiten der Berufsausbil- 
dungsabgabe für zuständig erklärt. In gleicher Wei- 
se wird in Fällen des Einziehens durch eine Stelle, 
die eine tarifvertraglich vereinbarte Berufsausbil- 
dungsfinanzierung durchführt, der Rechtsweg zu 
den Arbeitsgerichten eröffnet, die auch für Streitig- 
keiten aus dem Tarifvertrag zuständig sind, Damit 
wird ein Auseinanderfallen der gerichtlichen Zu- 
ständigkeiten bei der Einziehung der Abgabe nach 
dem Gesetz und nach dem Tarifvertrag vermieden. 
Weil sich die Streitigkeiten vor den Arbeitsgerich- 
ten nicht nach öffentlich-rechtlichen Verfahrensre- 
geln abwickeln, müssen die Vorschriften des Ab- 
satzes 7 Satz 2 und 3 in diesen Fällen für nicht an- 
wendbar erklärt werden. 


Zu § 88 (Durchführung der Berufsausbildungsfinan- 
zierung) 

Absatz 1 

Gleiche Gründe, wie sie für die Sonderregelung in 
§ 87 Abs. 2 für eine tarifvertraglich vereinbarte Fi- 
nanzierung der Berufsausbildung maßgebend wa- 
ren, sprechen auch dafür, der nach dem Tarifver- 
trag zuständigen Stelle, die über die Gewährung fi- 
nanzieller Hilfen nach dem Tarifvertrag entschei- 
det, auch die Aufgabe der Vergabe der finanziellen 
Hilfen nach der gesetzlichen Regelung zu übertra- 
gen. Der in Absatz 1 neu eingefügte Satz 3 schafft 
hierfür die Rechtsgrundlage. 

Um die Abstimmung mit der tarifvertraglichen Fi- 
nanzierungsregelung zu erleichtern, wird durch 
Satz 4 eine Anrechnungsmöglichkeit der gesetzlich 
zu gewährenden finanziellen Hilfen auf die Lei- 
stung nach dem Tarifvertrag zugelassen. Von die- 
ser Möglichkeit, deren materielle Berechtigung sich 
aus dem Rechtsverhältnis zwischen Arbeitgeber 
und durchführender Stelle ergeben muß, dürfte be- 
sonders in Fällen Gebrauch gemacht werden, in de- 
nen die Stelle die Schuld der Arbeitgeber des Tarif- 
vertragsbereichs übernommen hat. Um in Fällen 
von Streitigkeiten über die Gewährung finanzieller 
Hilfen nach dem Gesetz ein Auseinanderfallen der 
gerichtlichen Zuständigkeiten zu vermeiden, ist 
auch in diesen Fällen durch Verweisung in Satz 5 
auf § 87 Abs. 1 1 die Zuständigkeit der Gerichte für 
Arbeitssachen bestimmt worden. 

Betrachtet man das Verfahren der Aufbringung der 
Umlage und der Vergabe finanzieller Hilfen ge- 
meinsam, dann stellt sich das Verfahren, das durch 
§ 87 Abs. 2 Satz 4 und 5 und § 88 Abs. 1 Satz 3 er- 
möglicht wird, in der technischen Abwicklung wie 
folgt dar: 

In der Zahlung des einzelnen Unternehmens an die 
tarifvertraglich zuständige Einrichtung ist die nach 
dem Gesetz geschuldete Abgabe enthalten; diese 
Stelle verwaltet die auf die gesetzliche Abgabe ent- 
fallenden Beträge, Sie trifft die Entscheidungen 
über die Vergabe der finanziellen Hilfen nach Maß- 
gabe der Rechtsverordnung des § 86 Abs. 2. Damit 
tritt die gemeinsame Einrichtung insoweit mit allen 
Rechten und Pflichten an die Stelle des nach § 88 
Abs. 1 vorgesehenen Bundesinstituts für Berufsbil- 
dung. Dies bedingt, daß — in gleicher Weise wie 
das Bundesinstitut für Berufsbildung nach § 90 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe d — die gemeinsame Ein- 
richtung bei der Durchführung der Berufsausbil- 
dungsfinanzierung den Weisungen des zuständigen 
Bundesministers unterstellt werden muß. Die Ab- 
rechnung der gemeinsamen Einrichtung mit dem 
Bundesinstitut für Berufsbildung über die Einnah- 
men und Ausgaben, die auf die gesetzliche Berufs- 
ausbildungsfinanzierung entfallen, wird nach Ab- 
lauf eines Rechnungsjahres vorgenommen. 

Zu § 90 (Errichtung, Aufgaben) 

Die Aufgabe der Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern soll nach Auffassung der CDU/CSU nicht 
von einer Einrichtung ausschließlich des Bundes, 
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sondern einer von Bund und Ländern gemeinsam 
getragenen Stelle vorgenommen werden. Wegen 
dieses grundsätzlichen Einwandes hat die CDU/ 
CSU der vorliegenden Konzeption nicht zuge- 
stimmt. 

Die Union hat auf die von ihr vorgeschlagene Zen- 
tralstelle des Bundes und der Länder verwiesen; 
diese Zentralstelle könne auch die bislang dem 
Bundesausschuß für Berufsbildung übertragenen 
Aufgaben wahrnehmen. 

Die Ausschußmehrheit widerspricht dieser Auffas- 
sung. Nach ihrer Ansicht müsse davon ausgegan- 
gen werden, daß die künftige Organisation der be- 
ruflichen Bildung unter der gemeinsamen Verant- 
wortung des Staates und der an der Berufsbildung 
Beteiligten zu stehen habe. Diese gemeinsame Ver- 
antwortung verlange auch ein gemeinsames Planen 
und Handeln. Sie ist der Ansicht, daß das Bundesin- 
stitut für Berufsbildungsforschung, in dem in ho- 
hem Maße Sachverstand vorhanden sein werde, ei- 
nen organisatorischen Rahmen für die gemeinsame 
Erarbeitung von Ausbildungsordnungen und Rah- 
menlehrplänen und für die sonstige Zusammenar- 
beit von Bund und Ländern in der Berufsbildung 
darstelle. 

Die von der CDU/CSU vorgeschlagene Zentralstelle 
werde nicht als ausreichende Lösung angesehen, 
weil damit die Organisation der Berufsbildung von 
der Bundesebene auf kündbare Verwaltungsabkom- 
men verlagert werden würde. 

Absatz 2 

Bis zum Inkrafttreten des Fernunterrichtsschutzge- 
setzes (Drucksache 7/4245) soll die mit dem Berufs- 
bildungsgesetz von 1969 für den berufsbildenden 
Fernunterricht geschaffene Rechtslage unverändert 
bleiben. Deshalb wird hier der Hinweis auf § 129 
Abs. 6 in der vom Ausschuß beschlossenen Fassung 
aufgenommen, der den § 60 Abs. 4 des Berufsbil- 
dungsgesetzes von 1969 mit der Maßgabe weiter 
gelten läßt, daß die Aufgaben vom Bundesinstitut 
für Berufsbildung wahrgenommen werden. Damit 
ist eine Überleitung des geltenden Rechts auf das 
mit dem Fernunterrichtsschutzgesetz neu geregelte 
Fernunterrichtsrecht gewährleistet (vgl. auch Aus- 
schußbericht zu §§ 56, 57). 

Zu § 93 (Länderausschuß) 

Absatz 1 

Auf Vorschlag des Rechtsausschusses des Bundes- 
rates wird klargestellt, daß der Länderausschuß 
eine Abstimmung nicht herbeiführen, sondern nur 
zusammen mit anderen Institutionen auf eine Ab- 
stimmung hinwirken kann; das Abstimmungs ver- 
fahren selbst wird im wesentlichen in einem Ver- 
waltungsabkommen zwischen Bund und Ländern zu 
regeln sein. 

Zu § 95 a (Ausschuß für die berufliche Bildung Be- 
hinderter) 

Die berufliche Bildung Behinderter stellt einen be- 
sonderen Problembereich dar. Der Ausschuß — des- 


sen Errichtung der Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung vorgeschlagen hat — soll das Bundesinsti- 
tut für Berufsbildung bei der Durchführung seiner 
Aufgaben in diesem Bereich beraten; zu diesem 
Zweck gehören dem Ausschuß Personen an, die 
aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit über besonde- 
re Erfahrungen in der beruflichen Bildung Behin- 
derter verfügen. 


Zu § 100 (Aufsicht über das Bundesinstitut für Be- 
rufsbildung) 

Die neue Fassung geht auf einen Vorschlag des 
Rechtsausschusses des Bundesrates zurück und 
dient der Klarstellung. 


Zu § 109 (Kammern) 

Absatz 5 

Die Ergänzung ermöglicht es, für Bereiche, in de- 
nen Kammern nicht bestehen, auch eine Behörde 
oder eine sonstige Bundeseinrichtung zur zuständi- 
gen Stelle zu bestimmen, soweit dies zweckmäßig 
erscheint. 


Zu § 110 (Berufliche Bildung in Behörden und Ein- 
richtungen des öffentlichen Dienstes) 

Absatz 4 

Auf Vorschlag des Rechtsausschusses des Bundes- 
rates ist die Formulierung an Artikel 80 Abs. 1 
Satz 1 des Grundgesetzes angeglichen worden. 


Zu § 116 (Bezirksausschuß für Berufsbildung) 

Die CDU/CSU regte den Verzicht auf die Einrich- 
tung der Bezirksausschüsse an. Sie verwies inso- 
fern auf die Haltung aller Länder in den Ausschuß- 
beratungen des Bundesrates. Die Koalition hält da- 
gegen den Bezirksausschuß für eine nützliche Ein- 
richtung für die regionale Koordinierung. Außer- 
dem wies sie darauf hin, daß die Errichtung der Be- 
zirksausschüsse in das Ermessen der Landesregie- 
rungen gestellt sei. 


Zu § 117 (Errichtung) 

Die CDU/CSU hält die Berufung der Mitglieder der 
Prüfungsausschüsse durch staatliche Stellen für ei- 
nen überflüssigen bürokratischen Aufwand. Die 
staatlichen Stellen verfügten über keinerlei Perso- 
nalkenntnis, um unabhängig von den Vorschlägen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu berufen. 

Die Koalition erwidert, daß staatlich anerkannte 
Abschlußergebnisse im Interesse der Gleichberech- 
tigung der beruflichen Bildung notwendig seien. 
Dies erfordere naturgemäß auch eine staatliche Be- 
rufung der Prüfer. Der Verwaltungsaufwand werde 
gering gehalten. 
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Zu § 118 (Zusammensetzung, Berufung) 

Der Ausschuß beschloß mit Mehrheit folgende Än- 
derung: 

Absatz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung, die sich 
aus der Neufassung des § 24 Abs. 1 ergibt. 

Absatz 2 a 

In dem besonderen Fall, daß der Prüfungsausschuß 
an einer Ausbildungsstätte für Erwachsene, die 
nicht berufsschulpflichtig sind, errichtet wird, er- 
scheint es sinnvoll, daß ihm auch Lehrer dieser 
Ausbildungsstätte angehören. Sie verfügen auf- 
grund ihrer beruflichen Tätigkeit über besondere 
Erfahrungen in der Ausbildung Erwachsener und 
können auf den Ablauf der Prüfungen entsprechen- 
den Einfluß nehmen. Die Änderung geht auf einen 
Vorschlag des Ausschusses für Arbeit und Sozial- 
politik des Bundesrates zurück. 

Absätze 3 und 5 

Folgeänderungen aus der Änderung des § 24 
Abs. 1. 

Zu § 120 (Entscheidung über die Zulassung und 
Anrechnung) 

Absatz 2 

Folgeänderungen aufgrund der Neufassung des 
§27. 


Zu § 122 (Ordnungswidrigkeiten) 

Absatz 1 

Absatz 1 ist redaktionell um einen Hinweis auf § 24 
Abs. 1 der Handwerksordnung ergänzt worden, um 
klarzustellen, daß ein Verstoß gegen § 24 Abs. 1 
HwO (Ausschließlichkeitsgrundsatz) für den Be- 
reich des Handwerks in gleicher Weise als ord- 
nungswidrig zu bewerten ist wie ein Verstoß ge- 
gen § 7 des Entwurfs für die übrigen Bereiche. 

Weiterhin sind in Nummer 1 die Worte „oder nicht 
nach der Ausbildungsordnung" aufgrund einer An- 
regung des Rechtsausschusses des Bundesrates ge- 
strichen worden. Damit wird auf eine Ahndung in 
den Fällen verzichtet, in denen zwar in einem aner- 
kannten Ausbildungsberuf, aber nicht nach der 
Ausbildungsordnung ausgebildet wird. Der umfang- 
reiche Inhalt der Ausbildungsordnungen und die 
Notwendigkeit einer flexiblen, die betrieblichen 
Verhältnisse berücksichtigenden Anwendung der 
Ausbildungsordnungen legen insoweit einen Ver- 
zicht auf eine generelle Pönalisierung von Verstö- 
ßen nahe. Andernfalls müßte aus verfassungsrecht- 
lichen Gründen (vgl. Artikel 103 Abs. 2 GG) auch 
eine Rückverweisung vorgesehen werden, die klar- 
stellt, daß eine Geldbuße wegen eines Verstoßes 
gegen die Ausbildungsordnung nur dann möglich 
ist, wenn in der Ausbildungsordnung für einen be- 
stimmten Tatbestand auf die Bußgeldvorschrift des 
§ 122 verwiesen ist. 


Zu § 124 (Handwerksordnung — HwO) 

Nummer 1 

§§ 22 bis 33 HwO 

Nach der Konzeption der Regierungsvorlage wer- 
den die Vorschriften der §§ 5 bis 31 des Entwurfs in 
den 2. Teil der Handwerksordnung (§§ 21 bis 34 
HwO) übernommen. Deshalb war es erforderlich, 
diese Handwerksvorschriften an die vom Ausschuß 
beschlossenen Änderungen der §§ 5 bis 31 des Ent- 
wurfs anzupassen. Die folgende Übersicht gibt an, 
auf welchen Änderungen der §§ 5 ff. die jeweiligen 
vom Ausschuß vorgeschlagenen Folgeänderungen 
der Handwerksordnung beruhen: 

§ 22 Abs. 1 HwO - — Folgeänderung aus § 5 Abs. 1 

§ 25 Abs. 1 und 2 HwO — Folgeänderung aus § 14 
Abs. 1 und 2 

§ 26 Abs. 2 HwO — Folgeänderung aus § 15 
Abs. 2 

§ 27 HwO — Folgeänderung aus § 16 

§ 28 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4 HwO — 
Folgeänderung aus § 17 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 Nr. 2 
und Abs. 4 Nr. 2 

§ 28 Abs. 5 HwO — Folgeänderung aus § 20 
§ 29 HwO — Folgeänderung aus § 24 
§ 32 HwO — Folgeänderung aus § 27 
§ 33 HwO — Folgeänderung aus § 28. 

§ 36 HwO 

Die Berufungsdauer der Lehrer in den Berufsbil- 
dungsausschüssen des Handwerks ist durch die Er- 
weiterung von vier auf fünf Jahre in Absatz 3 der 
Berufungsdauer der Beauftragten der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer angeglichen worden, die von 
den wahlberechtigten Gruppen in der Vollver- 
sammlung der Handwerkskammer jeweils für die 
fünfjährige Amtsperiode der Vollversammlung ge- 
wählt werden. 

Nummern 2 und 3 
§§ 45, 46 HwO 

Die in der Regierungsvorlage vorgeschlagenen Än- 
derungen des § 45 und des § 46 Abs. 3 Satz 3 HwO 
(§ 124 Nr. 2 und Nr. 3 d) sind durch das Zuständig- 
keitsanpassungs-Gesetz vom 18. März 1975 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 705) überholt. 

Nummer 12 
§ 91 HwO 

Der Änderungsvorschlag zu Absatz 1 Nr. 4 (§ 124 
Nr. 12 a) dient der Klarstellung. 

Nummer 19 
§ 122 HwO 

Der neu eingefügte Absatz 6 stellt zur Vermeidung 
von Doppelprüfungen sicher, daß — pädagogische 
— Ausbilderprüfungen, die aufgrund einer Verord- 
nung nach § 21 des geltenden Berufsbildungsgeset- 
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zes abgelegt worden sind, auf die handwerkliche 
Meisterprüfung nach § 46 Abs. 3 Satz 2 HwO anzu- 
rechnen sind. Diese Änderung ist geboten, weil die 
Ausbilderprüfungen dem Teil 4 der handwerklichen 
Meisterprüfung inhaltlich voll entsprechen. 

Es erscheint ausreichend, die erweiterte Anrech- 
nung als Übergangsvorschrift festzulegen, weil Prü- 
fungen im Sinne des Entwurfs von staatlichen Prü- 
fungsausschüssen abgenommen werden und damit 
in Zukunft eine Gleichstellung nach § 46 Abs. 3 
Satz 2 HwO unmittelbar möglich ist. 

Zu § 125 a (Bundesrechtsanwaltsordnung) 

Nummer 1 

Nach § 89 Abs. 2 Nr. 7 Bundesrechtsanwaltsordnung 
— BRAO — regelt die Kammerversammlung die 
Ausbildung und Prüfung der Lehrlinge in Anwalts- 
kanzleien. Diese Aufgabe ist aber bereits durch § 58 
in Verbindung mit §§41, 44 des Berufsbildungsge- 
setzes von 1969 dem Berufsbildungsausschuß über- 
tragen worden. Das Berufsbildungsgesetz geht als 
das spätere Gesetz der Bundesrechtsanwaltsord- 
nung vor. Die jetzt vorgenommene Streichung der 
Nummer 7 des § 89 Abs. 2 BRAO wirkt deshalb nur 
deklaratorisch. 

Nummer 2 

Die Änderung stellt klar, daß durch die Aufzählung 
der Aufgaben der Kammerversammlung im § 89 
Abs. 1 und 2 die Zuständigkeit des Berufsbildungs- 
ausschusses nicht berührt wird. Diese Klarstellung 
ist für die Industrie- und Handelskammer bereits 
durch § 103 Nr. 2 des Berufsbildungsgesetzes von 
1969 getroffen worden. 

Nummer 3 

Nach § 177 Abs. 2 Nr. 8 BRAO obliegt es der Bun- 
desrechtsanwaltskammer, Richtlinien für die Lehr- 
lingsausbildung in Anwaltskanzleien aufzustellen; 
diese Aufgabe ist bereits durch das Berufsbildungs- 
gesetz aus dem Jahre 1969 entfallen. Nummer 8 des 
§ 177 Abs. 2 ist damit außer Kraft gesetzt worden; 
die Streichung wirkt auch hier nur deklarato- 
risch. 

Zu § 125 b (Bundesnotarordnung) 

Nummer 1 

Die der Notarkammer nach § 67 Abs. 2 Nr. 2 Bun- 
desnotarordnung — BNotO — zugewiesene Aufga- 
be, die Ausbildung und Prüfung der Hilfskräfte der 
Notare zu regeln, ist durch das Berufsbildungsge- 
setz von 1969 neu gefaßt worden. Hier gilt deshalb 
das gleiche wie zu § 125 a Nr. 1. 

Nummer 2 

Die Aufgabe der Bundesnotarkammer, gemäß § 78 
Nr. 6 BNotO Richtlinien für die Ausbildung der 
Hilfskräfte der Notare aufzustellen, ist durch das 
Berufsbildungsgesetz von 1969 außer Kraft gesetzt 
worden; vgl. hierzu die vorstehenden Ausführun- 
gen zu § 125 a Nr. 3. 


Zu § 125 c (Patentanwaltsordnung) 

Nummer 1 

Hinsichtlich der Aufgabe der Versammlung der Pa- 
tentanwaltskammer, gemäß § 82 Abs. 2 Nr. 10 der 
Patentanwaltsordnung die Ausbildung und Prüfung 
der Lehrlinge in Patentanwaltskanzleien zu regeln, 
gelten die vorstehenden Ausführungen zu §125a 
Nr. 1. 

Nummer 2 

Vgl. vorstehende Ausführungen zu § 125 a Nr. 2. 

Zu § 126 (Seemannsgesetz) 

Nummer 3 a (§ 142 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Seemannsge- 
setz). 

Auf Vorschlag des Wirtschaftsausschusses des Bun- 
desrates ist die Ermächtigung in § 142 Abs. 1 des 
Seemannsgesetzes ergänzt worden, um die bestehen- 
den Regelungen der Ausbildung für Offiziersbewer- 
ber und Offiziersassistenten in der Seeschiffahrt 
rechtlich eindeutig abzusichern. 

Buchstabe a in der Fassung der Regierungsvorlage 
ist durch das Zuständigkeitsanpassungs-Gesetz vom 
18. März 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 705) überholt. 

Zu § 127 (Arbeitsgerichtsgesetz) 

Durch die Einfügung der neuen Sätze 2 und 3 in 
§ 1 1 1 Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes soll die z. Z. 
in der Rechtsprechung strittige Frage geklärt wer- 
den, inwieweit die Klagefristen nach dem Kündi- 
gungsschutzgesetz (§ 13 Abs. 1 Satz 2 in Verbin- 
dung mit § 4 Satz 1 KSchG) gelten, wenn ein 
Schlichtungsverfahren nach § 111 Arbeitsgerichts- 
gesetz durchzuführen ist. Es wird klargestellt, daß 
die Klagefrist des Kündigungsschutzgesetzes von 
drei Wochen zwar generell auch im Falle der außer- 
ordentlichen Kündigung eines Berufsausbildungsver- 
hältnisses gilt, aber keine Anwendung findet, wenn 
ein Schlichtungsverfahren durchzuführen ist. 
Gleichzeitig wird aber entsprechend der Regelung 
des Kündigungsschutzgesetzes eine Anrufungsfrist 
von drei Wochen für die Anrufung des Schlichtungs- 
ausschusses eingefügt. 

In Satz 5 zweiter Halbsatz des § 1 1 1 Abs, 2 des Ar- 
beitsgerichtsgesetzes ist auf Vorschlag des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialpolitik des Bundesra- 
tes eine Verweisung auf § 9 Abs. 4 und 5 des Ar- 
beitsgerichtsgesetzes aufgenommen worden, um si- 
cherzustellen, daß der Spruch des Schlichtungsaus- 
schusses eine Rechtsmittelbelehrung enthält. Da- 
durch soll eine rechtsstaatlich bedenkliche Verkür- 
zung des gerichtlichen Rechtsschutzes vermieden 
werden, die z. Z. in vielen Fällen deshalb eintritt, 
weil die Parteien des Berufsausbildungsverhältnis- 
ses die kurze arbeitsgerichtliche Klagefrist von zwei 
Wochen nach ergangenem Spruch des Ausschusses 
aus Unkenntnis versäumen. 

Zu § 127 a (Gesetz über die Lastenausgleichsbank) 

Nach dem Entwurf (§ 88 Abs. 1) sollen der Lasten- 
ausgleichsbank wichtige Aufgaben der Berufsaus- 
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bildungsfinanzierung übertragen werden. Deshalb 
ist es notwendig, dem BMBW als dem für die Be- 
rufsausbildungsfinanzierung zuständigen Bundesmi- 
nister einen Sitz im Verwaltungsrat der Lastenaus- 
gleichsbank einzuräumen. 


Zu § 128 

Absatz 3 

Durch den neu eingefügten Absatz 3 werden die 
förmlichen Änderungen in der neuen Abgabenord- 
nung (AO 1977) berücksichtigt. Da die AO 1977 
erst am 1. Januar 1977 in Kraft tritt, muß es bis zu 
diesem Zeitpunkt bei der in § 22 Abs. 6 Satz 2 der 
Regierungsvorlage enthaltenen Regelung bleiben. 


Zu § 129 (Fortgeltung bestehender Regelungen) 
Absatz 1 

In Satz 1 wird die letzte Änderung des geltenden 
Berufsbildungsgesetzes rechtsförmlich berücksich- 
tigt. Weiterhin wird auf Vorschlag des Rechtsaus- 
schusses des Bundesrates im letzten Halbsatz von 
Satz 1 die übliche Gesetzesformulierung übernom- 
men. 

Absatz 2 

Der Zweck des Absatzes 2, die Meisterprüfung in 
den Fällen, in denen sie bisher gesetzlich als Vor- 
aussetzung der fachlichen und pädagogischen Eig- 
nung festgelegt war, als Eignungsvoraussetzung 
übergangsweise aufrechtzuerhalten, wird nach der 
Fassung der Regierungsvorlage nur teilweise er- 
reicht; denn die Regierungsvorlage begrenzt den 
Anwendungsbereich dieser Bestimmung auf die Fäl- 
le der nicht handwerklichen Meisterprüfung. Damit 
würde eine Ausbildung in handwerklichen Ausbil- 
dungsberufen außerhalb von Handwerksbetrieben, 
für die nach geltendem Recht die handwerkliche 
Meisterprüfung Ausbildungsvoraussetzung ist (§ 73 
BBiG in Verbindung mit § 21 Abs. 3 HwO), nicht 
von Absatz 2 erfaßt. Andererseits gilt für diese 
Ausbildung aber auch die Handwerksordnung nicht 
{§ 28 Abs. 1 HwO in der vorliegenden Fassung), 
weil deren Geltungsbereich auf die im Handwerks- 
betrieb durchgeführte Berufsausbildung begrenzt 
ist. 

Um zu vermeiden, daß aufgrund dieser Regelungs- 
lücke in handwerklichen Ausbildungsberufen zu- 
künftig unterschiedlich qualifizierte Ausbilder tätig 
werden dürfen, je nachdem, ob die Ausbildung in 
einem Handwerksbetrieb oder außerhalb des Hand- 
werks geschieht, ist das Wort „nichthandwerkli- 
che"' gestrichen und damit klargestellt worden, daß 
die handwerkliche Meisterprüfung wie bisher auch 
bei einer Ausbildung außerhalb von Handwerksbe- 
trieben Eignungsvoraussetzung für die handwerkli- 
che Berufsausbildung bleibt. Der als Übergangsvor- 
schrift konzipierte Absatz 2 gilt aber nur, soweit 
nicht die Handwerksordnung eingreift. Deshalb 
wird durch den neuen Satz 2 ausdrücklich klarge- 
stellt, daß in den Fällen des § 28 Abs. 1 HwO in der 
vorliegenden Fassung, d. h. soweit die handwerkli- 


che Berufsausbildung in Handwerksbetrieben 
durchgeführt wird, weiterhin die Regelungen der 
Handwerksordnung maßgebend sind. 

Absatz 6 

Absatz 6 ist eingefügt worden, weil die mit dem Be- 
rufsbildungsgesetz von 1969 geschaffene Rechtslage 
bis zum Inkrafttreten des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Fernunterrichts- 
schutzgesetzes — Drucksache 7/4245 — aufrechter- 
halten bleiben soll (vgl. Bericht zu §§ 56, 57). 

Zu § 130 (Ausbildungseignung nach bisherigem 
Recht) 

Absatz 2 

Durch Änderung des ersten Satzes der Regierungs- 
vorlage wird klargestellt, daß neben den Ausbil- 
dern, die ihre Eignung aufgrund einer Verordnung 
des geltenden Berufsbildungsgesetzes, insbesondere 
nach § 21 (Ausbildereignungsverordnung), nachge- 
wiesen haben, auch diejenigen Ausbilder weiterhin 
geeignet sind, die nach einer solchen Verordnung 
als fachlich oder pädagogisch geeignet galten oder 
vom Nachweis der fachlichen oder pädagogischen 
Eignung befreit waren. Damit ist sichergestellt, daß 
auch dieser Personenkreis auf Dauer geeignet 
bleibt und von zukünftigen Ausbilderprüfungen 
nicht betroffen wird. 

Zu § 132 a (Landesrechtliche Zuständigkeitsregelung) 

Diese nach einem Vorschlag des Rechtsausschusses 
des Bundesrates eingefügte Regelung ist nach dem 
Verfassungsrecht einiger Länder erforderlich, damit 
die Landesregierungen oder die von ihnen bestimm- 
ten Stellen selbst die notwendigen Zuständigkeits- 
vorschriften erlassen können. 

Zu § 135 

Absatz 2 

Die Ausschußmehrheit hält es für geboten, die Re- 
gelung des Absatzes 2 zu präzisieren, um die Rege- 
lungsbefugnis für die berufliche Bildung im öffent- 
lichen Dienst eindeutig festzulegen. Durch die Ein- 
fügung des Wortes „dienstrechtlich'' wird klarge- 
stellt, daß in Übereinstimmung mit der obergericht- 
lichen Rechtsprechung und der Rechtslehre verfas- 
sungsrechtliche Grenzen für eine Vollregelung des 
Bundes im Bereich der Berufsausbildung von Ar- 
beitnehmern im öffentlichen Dienst von Ländern 
und Gemeinden aufgrund des Artikels 75 Nr. 1 GG 
nur hinsichtlich spezifisch dienstrechtlicher Belan- 
ge bestehen. Fachlich notwendige Differenzierun- 
gen in der Ausbildung wegen unterschiedlicher 
Aufgaben einzelner Behörden schließen eine Voll- 
regelung des Bundes verfassungsrechtlich nicht 
aus. 

Zu § 136 a (Übergangsregelung für den Berufsbil- 
dungsbericht) 

über die im Entwurf vorgesehenen Maßnahmen zur 
finanziellen Förderung des Angebots an Ausbil- 
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dungsplätzen (§ 86) kann erst entschieden werden, 
wenn der bis zum l.März eines jeden Jahres vom 
zuständigen Bundesminister fertigzustellende Be- 
rufsbildungsbericht der Bundesregierung vorliegt 
(§ 74 Abs. 3). Dieser Bericht ist durch die ausdrück- 
liche Verweisung im § 86 Abs. 1 auf § 74 Abs. 3 
nicht durch andere Erhebungen zu ersetzen. Wegen 
des verbindlichen Abgabetermins ist für das erste 
Jahr nach Inkrafttreten des Berufsbildungsgesetzes 
deshalb eine Ubergangsregelung erforderlich. 


Zu § 138 (Inkrafttreten) 

Absatz 2 

Absatz 2 ist rechtsförmlich an die letzte Änderung 
des geltenden Berufsbildungsgesetzes angepaßt 
worden. 


Bonn, den 5. April 1976 


Engholm Dr. Gölter Schedl Frau Schuchardt 

Berichterstatter 


Wüster 
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